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Marie Gabrielle Thérèse Budry, 1 bd des promenades, 1227 Carouges

Beschwerdeführerin 5
lzusammen <<d ie Beschwerdefü hrerinnen>> )

vertreten durch

Dr. ursula Brunner, Rechtsanwältin, und/oder Martin Looser, Rechtsanwalt,
ettlersuter Rechtsanwälte, Grüngasse 31, Postfach t323,8021 Zürich 1
(Zustelladresse)

und/oder

Cordelia Bähr, lic, iur. LL.M. Public Law (LSE), Rechtsanwältin,
bähr ettwein rechtsanwälte, Ekkehardstrasse 6, 8006 Zürich

gegen

Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation UVEK, Kochergasse 6, 3003 Bern

Beschwerdegegner

betreffend

Begehren um Einstellung von Unterlassungen im Klimaschutz im Sinne von
Art. 25a VwVG sowie Art. 6 Z,aff . I und 13 EMRK

erheben wir namens und mit Vollmacht der Beschwerdeführerinnen

Beschwerde

gegen die Verfügung des Beschwerdegegners vom 25, April 2OL7 ("angefochtene

Verfügung") und stellen folgende

Rechtsbegehren:

1. Die angefochtene Verfügung sei vollumfänglich aufzuheben.

2. Die Sache sei an den Beschwerdegegner zurückzuweisen und

dieser sei anzuweisen, auf das Gesuch der Gesuchstellerinnen

einzutreten und nach Gewährung des rechtlichen Gehörs neu

über die im Gesuch gestellten Rechtsbegehren zu entscheiden.

3. Unter Kosten- und Entschädigungsfolgen.



Zudem stellen wir folgende

Verfahrensanträge:

1. Es seien die vorinstanzlichen Akten beizuziehen.

2, Den Beschwerdeführerinnen seien die vorinstanzlichen Akten

für eine kurze Einsichtnahme zuzustellen.

Formelles

1' Die Unterzeichnenden sind bevollmächtigt. Rechtsanwältin Cordelia Bähr lässt
sich für die vorliegende Rechtsschrift von RA Adrian Strütt vertreten,

BO: ¡ Vollmacht Beschwerdeführer 1 vom 17. Oktober 2OL6 Vorakten

o Vollmacht Beschwerdeführerin 2 vom 19. November 2016 Vorakten

r Vollmacht Beschwerdeführerin 3 vom 27. Oktober 2Ot6 Vorakten

. Vollmacht Beschwerdeführerin 4 vom 22. Oktober 2016 Vorakten

. Vollmacht Beschwerdeführerin 5 vom 27. Oktober 2OL6 Vorakten

. Substitutionsvollmacht Cordelia Bähr vom 2. Mai 2OL7 Beitage 7

2. Die angefochtene Verfügung datiert vom 25. April2077 und wurde den Unter-
zeichneten am 26. April2OLT zugestellt. Die Beschwerdefrist ist mit heutiger
Postaufgabe der vorliegenden Beschwerde gewahrt.

BO: Verfügung des Eidgenössischen Departements für Umwelt, Beitage 2
Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK vom 25. April
20L7

3. Die Beschwerdeführerinnen haben das der angefochtenen Verfügung zugrun-
deliegende Gesuch vom 25. November 2016 (nachfolgend <<Gesuch>>) auf-
grund unterschiedlicher Zuständigkeiten im Bereich Klimaschutz an den Bun-

desrat (Gesuchsgegner 1), das Eidgenössische Departements für Umwelt,
Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK; Gesuchsgegner 2), das Bundes-

amt für Umwelt (BAFU; Gesuchsgegner 3) und das Bundesamt für Energie

(BFE; Gesuchsgegner 4) gerichtet (zusammen im Folgenden <<die Gesuchs-
gegner>>). Im Einklang mit Art. 47 Abs. 6 RVOG und dem entsprechenden Er-

suchen der Beschwerdeführerinnen (Gesuch Rz. 16) wurde der Erlass der
nachgesuchten Verfügung von den Gesuchsgegner dem UVEK (Beschwerde-



gegner und Gesuchsgegner 2) - und damit dem zuständigen Departement -
überlassen, Dementsprechend wird im Rubrum der vorliegenden Beschwerde

nur das uvEK, das urheber der angefochtenen verfügung ist, als Beschwer-

degegner aufgeführt.

Das uvEK (Gesuchsgegner 2 und Beschwerdegegner) ist einerseits den Ge-

suchsgegnern 3 und 4 vorgesetzt und ihnen gegenüber weisungsbefugt
(Art,7 Abs. 3 RVov), andererseits gegenüber dem Gesuchsgegner 1 antrags-
berechtigt (Art. 3 Abs. 2 RVOV). Damit ist das UVEK in diesem Verfahren auch

in einer koordinierenden Funktion angesprochen.

Die angefochtene verfügung ist eine verfügung i.s.v. Art. 5 VwvG und somit
ein zulässiges Anfechtungsobjekt einer Beschwerde an das Bundesverwal-

tungsgericht (Art. 31 VGG; Art. 47 Abs. 1 lit. b VwVG i,V.m. Art, 33 tit. d
VGG). Ausnahmen nach Art. 32 VwVG sind nicht gegeben.

Die Beschwerdeführerinnen haben das Verfahren vor dem Beschwerdegegner

durch ihr Gesuch veranlasst und sind Adressatinnen der angefochtenen nega-

tiven Verfügung (Art. 48 Abs. 1 lit, a VwVG). Als solche sind sie ohne weiteres

besonders berührt (a.a.o. lit. b) und haben, da auf ihr Begehren um Einstel-

lung von unterlassungen im Klimaschutz im sinne von Art. 25a vwVG sowie

Art. 6 ziff .7 und 13 EMRK durch den Beschwerdegegner nicht eingetreten

wurde, ein schutzwürdiges Interesse (a.a.O. lit, c) an der Beurteilung der ein-
gangs gestellten Rechtsbegehren (Aufhebung der a ngefochtenen verfüg u ng

und Rückweisung an die zuständige Behörde, damit diese auf die im Gesuch

gestellten Rechtsbegehren eintrete und sie materiell behandle), Die Voraus-

setzungen von Art, 48 Abs. 1 VwVG sind damit ohne weiteres gegeben und

d ie Beschwerdefü h reri nnen beschwerdeberechtigt.

Im vorliegenden Zusammenhang ist bereits hier anzumerken, dass die Be-

schwerdeführerinnen 2 bis 5 75 Jahre oder älter sind (vgl. Gesuch ziff . 3.s,
Gesuchsbeilagen B bis 11) und sie damit zu der von den Folgen der Klimaer-
wärmung am stärksten betroffenen Bevölkerungsgruppe gehören (dazu hinten
ziff .2.7.2).

Für den Beschwerdeführer 1 ist zu den Ausfrihrungen in Rz. 5 zu ergänzen,

dass er Beschwerde nach den Regeln der,,egoistischen Verbandsbeschwerde"

erhebt. Er ist als Verein konstituiert und statutarisch zur Wahrung der Inte-
ressen seiner Mitglieder befugt. Insbesondere bezweckt der Verein, sich für
die Interessen und das Wohl älterer Frauen, die durch die Klimaerwärmung

4.

5.

6.



einem erhöhten Morbiditäts- und Mortalitätsrisiko ausgesetzt sind, einzuset-
zen (vgl. Art. 2 statuten, vgl. Gesuchsbeilage L6). zur wahrung der Interes-
sen kann er auch juristische Mittel ergreifen (Art. 3 Statuten).

Die Zahl der Mitglieder des Beschwerdeführers 1 íst seit Einreichung des Ge-

suchs von 539 auf 772 (stand 25. Mai 2oL7) angewachsen. Das aktuelle
Durchschnittsalter der Vereinsmitglieder beträgt 72 Jahre. Dieses Alter ent-
spricht aktuell auch dem Median der Vereinsmitglieder,5!o/o der Mitglieder

sind damit 72 Jahre alt oder älter.

BO: . Mitgliederliste des Vereins KlimaSeniorinnen Schweiz
(Namen, Wohnadresse und Altersangabe; Stand
23. November 2016)

. Mitgliederliste des Vereins KlimaSeniorinnen
Schweiz (Namen, Wohnadresse und
Altersangabe; Stand 23. Mai 2OL7)

Von der angefochtenen Verfügung des Beschwerdegegners sind die Interessen

aller seiner Mitglieder direkt betroffen. Als Frauen im Alter von 64 bis 95 ge-

hören sie bereits heute - und mit zunehmendem Alter verstärkt - zu der be-

sonders verletzlichen Gruppe, die mehr als die Allgemeinheif von den Folgen

der Klimaerwärmung in ihrer Gesundheit und potentiell in ihrem Lebendigsein

beeinträchtigt ist. Die Mitglieder des Beschwerdefrihrers 1 wären daher auch

afs Einzelpersonen ohne weiteres selbst legitimiert, ihre Interessen mit Be-

schwerde geltend zu machen (statt vieler BGE 134 I269, nicht publ.

E, 2,2.2), Alle voraussetzungen der,,egoistischen verbandsbeschwerde" sind

damit vorliegend erfüllt und der Beschwerdeführer 1 ist zur Beschwerde be-

rechtigt.

Anzumerken ist, dass bis heute tL'257 Frauen und Männern, die die Aufnah-

mekriterien des Vereins nicht erfüllen und daher nicht Mitglieder sind, schrift-
lich ihre Solidarität mit den Beschwerdeführerinnen und ihren Anliegen ausge-

drückt haben (Stand 25. Mai 2077).

Die Beschwerdeführerinnen rügen die verletzung von Bundesrecht (insb,

Art.73, Art.74 Abs. 2 und Art. 10 Abs. 1 und 2 BV; Art. 29 Abs. I BV sowie

Art. 30 Abs. 1 VwVG) sowie völkerrechtlicher Bestimmungen (insb. Art. 2 und

Art. 8 EMRK sowie Art. 6 zirf . 7 und Art. 13 EMRK) durch die angefochtene

Verfügung. Sie bringen damit zulässige Rügen gemäss Art, 49 VwVG vor.

7.

Beilage 17
zu Gesuch

Nachreichung auf
erstes Verlangen



B. Das Gesuch, in dem die dort gestellten Rechtsbegehren (wiedergegeben hin-
ten Ziff. 2.2.7) ausführlich begründet wurden, stützt sich auf zahlreiche und

teils umfangreiche Beweisofferten. Soweit nachfolgend auf Stellen des Ge-

suchs verwiesen wird, bezieht sich der Verweis auf alle dort angegebenen Be-

weisofferten.

Materielles

1. Prozessgesch¡chte und dem Verfahren
zug rundeliegender Sachverhalt

1.1 Vorbemerkungen

9. Die Beschwerdeführerinnen machen geltend, dass Ziele und Massnahmen des

schweizerischen Klimaschutzrechts sowie seine Umsetzung ungenügend sind.
Dies in einem Ausmass, das die Beschwerdeführerinnen 2 bis 5 sowie sämtli-
che Mitglieder des Beschwerdeführers 1 in ihrer Gesundheit und ihrem Leben-

digsein schwerwiegend beeinträchtigt oder mindestens gefährdet.

Dieses Ungenügen verletzt insbesondere Grund- bzw. Menschenrechte der

schweizerischen Bundesverfassung (BV) und der Europäischen Menschen-

rechtskonvention (EMRK) sowie in der BV verankerte umweltrechtliche

Grundprinzipien.

Weil insbesondere auch Garantien der EMRK verletzt sind, besteht ein völker-
rechtlich begründeter Anspruch auf Zugang zum Gericht,

Die Beschwerdeführerinnen haben aus diesen Gründen beim Bund ein Begeh-

ren um Einstellung von Unterlassungen im Klimaschutz und den Erlass einer
Verfügung im Sinne von A¡t. 25a VwVG sowie Art. 6 Ziff. I und 13 EMRK ein-
gereicht und die Verletzung von Art. 10 BV, Art. 73 und Art. 74 Abs.2 BV so-

wie Art. 2 und Art. B EMRK gerügt. Als von den Auswirkungen der Klimaer-

wärmung nachweislich besonders in Mitleidenschaft gezogene Bevölkerungs-
gruppe verlangen sie, der Bund habe Handlungen vorzunehmen, die die

Klimaerwärmung begrenzen , bzw. die im Gesuch benannten Unterlassungen

einzustellen, die zur Folge haben, dass der Klimaerwärmung nicht mit den nö-

tigen Mitteln entgegengewirkt wird. Die Beschwerdeführerinnen wollen damit
darauf hinwirken, dass die Folgen der Klimaerwärmung sie als Angehörige ei-



ner besonders verletzlichen Gruppe nicht noch stärker in ihrem Lebendigsein

und ihrer Gesundheit beeinträchtigen.

Sie verlangen vom Beschwerde- bzw. von den Gesuchsgegner nicht den Erlass
generell-abstrakter Regelungen, sondern Handlungen im Rahmen des Vonter-
fahrens der Rechtsetzung sowie den korrekten Vollzug und die tatsächtiche
Umsetzung des geltenden Rechts (dazu hinten Rz. 62).

Auf dieses Gesuch trat der Beschwerdegegner mit Verfügung vom 25. April
20L7 nicht ern. Mit der vorliegenden Beschwerde fechten die Beschwerdefüh-
rerinnen diesen Nichteintretensentscheid an.

r.2

10.

Prozessgeschichte

Die Beschwerdeführerinnen reichten am 25. November 2016 ein an die Ge-

suchsgegner gerichtetes Gesuch im sinne von Art. 25a VwvG sowie Art. 6
Ziff . L und 13 EMRK ein.

BO: o Gesuch der Beschwerdeführerinnen um Einstellung von Vorakten
Unterlassungen im Klimaschutz vom 25. November 2016

Das Gesuch verlangt vom Bund bzw. den Gesuchsgegnern, die verfassungs-

und EMRK-widrigen Unterlassungen betreffend die Verminderung der Emissio-

nen von Treibhausgasen (THG) einzustellen und dass die Gesuchsgegner in
ihren jeweiligen Verantwortungsbereichen zu den Begehren im Einzelnen (vgl.
Rz. 25) im Sinne von Art. 25a VwVG eine Verfügung über einen Realakt erlas-
sen. Positiv formuliert verlangen die Beschwerdeführerinnen, dass die Ge-

suchsgegner im Hinblick auf den schutz von Leben und Gesundheit der Be-

schwerdeführerinnen alle für die schweiz aufgrund ihrer verfassungs- und

völkerrechtlichen Verpflichtungen gebotenen (Art. 10 BV in verbindung mit
Art.73 und74 Abs.2 BVsowie Art.2 und 8 EMRK) und aufgrund derwissen-
schaftlichen Grundlagen nötigen (ziff .2.1.1) Handlungen zur Verhinderung

einer katastrophalen Entwicklung der Erderwärmung ergreifen.

Der Beschwerdegegner erliess als Antwort auf das Gesuch der Beschwerde-

führerinnen am 25. April2oLT díe hier angefochtene verfilgung mit dem Ent-

scheid, auf das Gesuch nicht einzutreten.

11.

7

12.



13. Er erliess diese Verfügung, ohne dies ausdrücklich auszuführen, entsprechend

dem Begehren der Beschwerdeführerinnen und im Einklang mit Art. 47 Abs. 6
RVOG, im Namen aller Gesuchsgegner (vgl. Rz. 3),

Seinen Entscheid begründete der Beschwerdegegner in erster Linie damit, die
Beschwerdeführerinnen seien bezüglich des mit dem Gesuch gerügten be-

hördlichen Verhaltens - alles Unterlassungen - in ihren Rechten und pflichten

nicht im sinne von Art. 25a vwvG berührt. Mit der im Gesuch dargelegten,

detaillierten Argumentation zur Legitimation der Beschwerdeführerinnen setz-
te er sich nicht näher auseinander. In den weiteren Erwägungen verneinte der
Beschwerdegegner zudem - ebenfalls ohne auf die entsprechenden Ausfüh-
rungen der Beschwerdeführerinnen und insbesondere auch ohne auf die Ar-
gumentation zu Art. 6 ziff .1 EMRK einzugehen - das vorliegen der Voraus-
setzungen für einen Anspruch auf wirksame Beschwerde im Sinne von Art. 13

EMRK.

Die vorliegende Beschwerde beschränkt sich dementsprechend auf die verfah-
rensrechtlichen Aspekte des Vorliegens der Eintretensvoraussetzungen von
Art. 25a VwVG und der Verfahrensgarantien von Art. 6 Ztff . 1 und 13 EMRK in

Verbindung mitArt. 10 BVsowie Art.2 und Art.8 EMRK und der verweige-

rung des rechtlichen Gehörs i.S.v, Art. 29 Abs. 2 BV,

14.

15.

B

2. Rechtliches

2.L DemVerfahrenzugrundeliegenderSachverhalt

2,L.I Betreffend Klimaerwärmung und Klimaschutz allgemein

16. Im vierten Sachstandsbericht des Intergovernmental Panel on Climate Chan-
get IIPCC'; deutsch der <Weltklimarat>>) aus dem lahre 2007 ist festgehalten,

t Gupre S./Tlnpnx D.A./Buncrn N,/Gupra J./Hönrue N./Borucneve A.I./Knruoerr¡ M./Kosrno C./Knucen
A'lMtcneelown A,/Munnse S./Prasntruc J./Snr¡o T./Snnl4., Policies, Instruments and Co-operative
Arrangements. InClimateChange2OOT: Mitigation,CambridgeandNewYork,S. TT6Box13.T.
2 Das IPCC wurde im Rahmen der Vereinten Nationen geschaffen, um objektive wissenschaftli-
che Grundlagen zur Klimaerwärmung sowie ihren politischen und ökonomischen Auswirkungen
bereitzustellen. Der IPCC ist zugleich zwischenstaatlicher Ausschuss mit 195 Mitgliedstaateñ und
wissenschaftliches Gremium. Er trägt die Ergebnisse Tausender Studien zusammen und bewer-
tet diese aus kritischer wissenschaftlicher Sicht in seinen regelmässig erscheinenden Sach-
standsberichten, denen alle Mitgliedsstaaten des IPCC zustimmen müssen, weshalb ihnen ein
besonderes Gewicht zukommt (www.ipcc.ch/organization/organization.shtml).



dass Industrieländer wie die schweiz (sog. Annex l-staaten), um das 2-Grad-
Ziel mit einer Wahrscheinlichkeit von über 660lo einzuhalten, bis zum Jahr
2o2o ihre THG-Emissionen um 25o/o bis 40o/o gegenüber dem Jahr 1990 zu re-
duzieren haben.3 Diese Berechnungen hat die Schweiz anerkannt (vgl. Gesuch

Rz. 59).4

Im fünften Sachstandsbericht des IPCC finden sich sieben Arten von Lasten-
teilungen (sog. effort-sharing),s wobei für die Einhaltung des 2-Grad-ZÌels mit
66olo-Wa h rschei n I ich ke it

- bis 2030 von OECD-1990-Ländern je nach Lastenteilung Reduktionen

von mindesfens 40o/o bis weit über 700o/o gegenüber 2O1O im Inland
erbracht werden müssen (für den Durchschnitt aller Lastenteilungsar-

ten wird eine Reduktion von 50% bis 2030 angegeben6);

- bis 2050 von OECD-1990-Ländern bei allen Lastenteilungsarten Re-

duktionen von mindestens 80o/o bis 95o/o gegenüber 2010 erbracht
werden müssen.7 Damit wird der im vierten Sachstandsbericht ange-
gebene Zielwert für Annex-I-Länder von B0o/o bis 95olo bis 20508 di-
rekt bestätigt.

Beide Vorgaben gelten für die Einhaltung einer Maximal-Konzentration von
450 ppm co2eq bis 2100, mit der nach bestem wissensstand eine wahr-
scheinlichkeit von 660/o für die Einhaltung des 2-Grad-ziels gegeben ist. Die

im Dezember 2015 im Rahmen des Pariser übereinkommens neu festgeleg-

ten, ambitiöseren, weil tiefer angesetzten Zielsetzungen von <<deutlich unter 2

17.

18.

3 Vgl. nrt. 3.1 UNFCCC und Art. 4.4 Pariser Übereinkommen vom 12. Dezember 2015. Entwi-
ckelte Staaten erklären, dass sie im Kampf gegen den Klimawandel eine Führungsrolle über-
nehmen.
a Co¡¡renencE oF rHE P¡nnes ro rHE UNFCCC, The Cancun Agreements: Outcome of the work of the
Ad Hoc Working Group on Further Commitments for Annex I Pafties under the Kyoto protocol at
itsfifteenth session 2010, Decision 1/CMP.6; vgl. auch BBI 2009 7433,7446, sowie BBI 2011
2075,2L30.
s Subsidiary Body for Scientific and TechnologicalAdvice, forty-second session, Bonn 1-11 June
2015, Report on the structured expert dialogue on the 2073-20L5 review, FCCC/SB/2}1s/INF.1,
S. 136; Cunre L./Jr¡ruc K./Axt¡,roro K./Bnerxen M,/Br¡rurono G./F¡s¡rrn-Vnruor¡¡ K./Houncno¡ J.-
C./Knev V./KnIeclrn E./Lösc¡rer- A. /McCor-r-uN D./Pnlrsev S./Rose S,/Snuru P.R./Tevorur M./vnru oen
Zwe¡¡¡ B.C.C. AND vAN Vuuar¡¡ D.P.,2OI4: Assessing Transformation Pathways, in: Climate
Change 2OL4: Mitigation of Climate Change. Contribution of Working Group III to the Fifth As-
sessment Repoft of the Intergovernmental Panel on Climate Change. Cambridge University

k, NY, USA, Figure 6.7, S. 458.

leich zu 2010 für das 20ste bis B0ste perzentil,
ngezeigt.



Grad celsius> und <<möglichst 7.5 Grad celsius> (Art. 2 Abs, 1 Bst. a pariser

Übereinkommen) verlangen allerdings eine Stabilisierung der Konzentration

auf einem tieferen Niveau (vgl. Gesuch Ziff . 4.2.2.L).

Als verfassungs- und EMRK-widrig (vgl. hintenZiff .2.2.2) rügen die Be-

schwerdeführerinnen einerseits das in Art. 3 Abs. 1 co2-Gesetzzu tief ange-
setzte Emissionsreduktionszre/ von minus 2oo/o gegenüber 1990 für das lahr
2020 sowie das derzeit im Vorverfahren der Gesetzgebung bis 2030 gemäss

Art. 3 der Vernehmlassungsvorlage vom 31. August 2OL6e zu tief entworfene
inländische Emissionsreduktionszre/ von 30olo (die restlichen Reduktionen zur
Erreichung des Gesamtziels von 50%o dürfen im Ausland erbracht werden).

Diese Ziele genügen klar nicht zur Erreichung des 2-Grad-Ziels und schon gar
nicht für eine Erreichung des <deutlich unter 2-Grad-ziels>. Vgl. Gesuch

Ziff . 4.2.2. und 4.2.3 sowie Ziff . 4,3.3 und 4.3.5.

Andererseits rügen sie die ungenügenden Reduktionsmassn ahmen insbeson-

dere in den Bereichen Gebäude, Verkehr und Landwirtschaft (Gesuch

ziff . 4.3.2 und 4.3.4). Aus dem im August 2016 erschienenen Erläuternden

Bericht zur Vernehmlassungsvorlage Klimapolitik der Schweiz geht basierend

auf der neusten Datenlage klar hervor, dass sich eine Verfehlung des gemäss

Art. 3 Abs. 1 COz-Gesetz geltenden 2Oo/o-Ziels bis 2020 deutlich abzeichnet.l0

Werden nicht vor 2020 weitere Massnahmen ergriffen, würden sich die Emis-

sionen bis 2020 lediglich um L2.3o/o reduzieren, Insbesondere in den Sektoren
Verkehr und Gebäude, aber auch Landwirtschaft liegt noch ein grosses Reduk-

tionspotenzial, das bis anhin nicht genügend ausgeschöpft wird (vgl. Gesuch

Ziff . 8.3.3. und 8.5.3),

Die Beschwerdeführerinnen rügen jedoch nicht nur die ungenügenden Reduk-

tionsmassnahmen hinsichtlich des aktuellen Ziels für 202o, sondern umso

mehr hinsichtlich der höheren, verfassungs- und völkerrechtskonformen Ziele

für 2030 und 2050. Der vom Beschwerdegegner für die Zielerreichung mitein-

19.

10

20.

e Vernehmlassungsvorlage des UVEK zum Entwurf des CO2-Gesetzes vom 31. August 2016
(https://www. bafu.adm in.ch/bafu/delhome/themen/klima/recht/vernehmlassungen/
vernehmlassung-vom-31-08-2016-30- 11-2016-ueber-die-zukuenftige-k/u nterlagen-fuer-die-
v_e rneh m lassu n g -vo m -3 1 - 08 - 20 1 6-3 0 - 1 1 - 20 1 6- u e b. htm I ).l0 UVEK, Klimapolitik der Schweiz, Erläuternder Bericht zur Vernehmlassungsvorlage,
31. August 2OL6,5.29 (https:/lwww.bafu.admin.chlbafu/delhome/themen/klima/recht/
vernehmlassungen/vernehmlassung-vom-31-08-2016-30- 11-2016-ueber-die-
zukuenftige-k/unterlagen-fuer-die-vernehmlassung-vom-31-08-2016-30-11-2016-ueb. html).



geplante Zukauf von ausländischen Emissionsreduktionen (2Oo/o von insge-
samt 50o/o bis 2030) ist keine valable Option, sondern schiebt Reduktionsan-

strengungen, die die Schweiz mittelfristig selbst erbringen muss, hinaus und
riskiert damit in hohem Masse, dass die Schweiz immer weiter vom 2-Grad-
Pfad und erst Recht vom <<deutlich unter 2-Grad-pfad>> abkommt. zur unge-
nügenden Schweizer Klimapolitik im Einzelnen sowie zum Reduktionspotenzial

wird an dieser Stelle auf die entsprechenden detaillierten Ausführungen unter
Ziff . 4.3 des Gesuchs verwiesen.

In der angefochtenen Verfügung äussert sich der Beschwerdegegner unter
dem Titel <8. Einleitende Bemerkungen>> zur aktuellen Schweizer Klimapolitik.
Mit diesem längsten Teil der angefochtenen Verfügung scheint der Beschwer-
degegner trotz seinem Nichteintreten auf das Gesuch aufzeigen zu wollen,
dass die sorgen der Beschwerdeführerinnen ernst genommen werden. Der

Beschwerdegegner begnügt sich jedoch damit, in diesem Abschnitt in beschö-

nigender Weise auf die laufenden Anstrengungen und das in den letzten Jah-
ren Erreichte hinzuweisen und die Herausforderungen sowie Schwierigkeiten

bei der aktuellen und künftigen Klimapolitik hervorzuheben. Der Abschnitt
enthält keine wirkliche Auseinandersetzung mit den von den Beschwerdefüh-

rerinnen im Gesuch vorgebrachten und dokumentierten Rtigen. Auf diese wird
höchstens indirekt Bezug genommen. Bemerkenswert ist, dass der Beschwer-

degegner immerhin ausdrücklich anerkennt, dass die Reduktionen geringer

ausfallen als erhofft (vgl. s. 6 unten der angefochtenen verfügung). Im übri-
gen aber sollen verstärkte Reduktionsleistungen höchstens im Gleichschritt

mit der (ebenfalls säumigen) Staatengemeinschaft in Frage kommen.

21.
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2.L.2 Betreffend Auswirkungen von Hitzeperioden auf die
Beschwerdeführerinnen im Besondern

22. Eine der Folgen der Klimaerwärmung besteht darin, dass die Wahrscheinlich-

keit für gefährliche Hitzeperioden ansteigt. Hitzetage sind zu mehr als der
Hälfte durch die Klimaerwärmung verursacht,ll D¡e Wahrscheintichkeit, dass

eine spezifische Hitzeperiode auf die Klimaerwärmung zurückgeführt werden

11 Frscnen ERrcH, Hitzetage zu mehr als der Hälfte wegen des Klimawandels, 2015,
www.ethz.chldelnews-und-veranstaltungen/eth-news/news/2015/04/hitzetage-zu-mehr-als-
der-haelfte-wegen-des-klimawandels. html.



kann, liegt bei 75o/o.12 Hitzeperioden wie im Sommer 2003 werden sich immer
öfter wiederholen13 - die Sommer 2015 und 2016 zeigen es. Schweizer Klima-
forscher haben 2005 modelliert, dass in Europa in rund 70 Jahren jedes zwei-
te Jahr mit einer Hitzewelle in der Dimension von 2003 gerechnet werden
muss, falls die Klimaerwärmung nicht genügend eingedämmt wird - der Hit-
zesommer 2003 würde zum Durchschnittssommer. Damit steige auch die

Wahrscheinlichkeit für noch heissere Sommer deutlich an.la

Die Beschwerdeführerinnen sind eine von den Folgen der Klimaerwärmung

besonders betroffene und verletzliche Bevölkerungsgruppe (<most vulnerable
group>). Wissenschaftliche Studien bestätigen den statistischen Befund, dass

ältere Menschen wie die Beschwerdeführerinnen - insbesondere ab 7S Jahren

- hinsichtlich Mortalität und Gesundheitsbeeinträchtigungen am stärksten von
der Hitze betroffen sind.ls Innerhalb dieser Altersgruppe sind Frauen laut ei-
ner Studie zum Hitzesommer von 2003 noch mehr betroffen als Männer.16 Die

vom BAFU 2016 in einem Bericht ausgewerteten Erkenntnisse zum Hitze-
sommer 2015 bestätigen die besondere Betroffenheit älterer Personen. Laut

dem Bericht sind bei den Frauen die zusätzlichen Todesfälle im Vergleich zum
Hitzesommer 2003 zwar zurückgegangen, bei den Männern sind sie hingegen
in beiden Jahren praktisch gleich geblieben. Hinsichtlich der vermuteten
Gründe für diese Veränderungen wird auf die Diskussion im oben zitierten Be-

richt des BAFU verwiesen.lT

23.
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t2 
FIScH¡R Entcn/KruurrI REro, Anthropogenic contribution to global occurrence of heavy-

precipitation and high-temperature extremes, Nature Climate Change, 27. April2015, S. 1,3
und 5.
13 BAG uruo BAFU, Schutz bei Hitzewelle, Vorsorge treffen - Todesfälle verhindern, Bern 2007,
S. 1; BAFU, Der Klimawandel ist bereits sichtbar,
www' bafu. admin. chlbafu/delhome/themen/klima/dossiers/klimakonfe renz-cop2l-von-pa ris--
abkom men-ueber-die-international/der-klimawandel-ist-bereits-sichtbar. htm l.
1a ProClim-Forum for Climate and Global Change, Hitzesommer 2003, Synthesebericht, Bern
2005, S.22.
ts S¡vnn Klnr R./ Wooownno Ausrnrn/ Ce¡rperLL-LTNDRUM DrenNro, Cneoe¡ Dnve D./ Horuon yRsusr1r,
Ltu QIvowc, Ot-wocnJnrue M./Rrvtcn Bonrs/SnuERBoRN RATNER, 2014: Human health: impacts, adap-
tation, and co-benefits, in: Climate Change 2074: lmpacts, Adaptation, and Vulnerability, part
A: Global and Sectoral Aspects, Contribution of Working Group II to the Fifth Assessment Report
of the Intergovernmental Panel on Climate Change. Cambridge University Press, Cambridge,
United Kingdom and New York, USA, 709-754, S. 72L; BAG und BAFU, Schutz bei Hitzewelle,
V-orsorge treffen - Todesfälle verhindern, Bern, 2007, S. 4.
16 RoaIrue Jrnru-MnnIr/Cneu¡vc Slu L¡ru/Lr Rov Soenle/Veru Oyr¡,¡ HrnNnru/HrnRNnruru FnRruçols R., Repoft
orì excess mortality in Europe during summer 2003, Februar 2007, S. 12,
" BAFU, Hitze und Trockenheit im Sommer 2015, Auswirkungen auf Mensch und Umwelt, Bern
2016, S. 86.



24. Die Beschwerdeführerinnen sind wie oben Rz. 6 ausgeführt Frauen im Alter
zwischen 64 bis 95 Jahren (Durchschnittsalter 72 Jahre, Median der Mitglie-
der des Beschwerdeführers L 72 Jahre, Stand 25. Mai ZOLT).

Aufgrund ihres Alters gehören sie zur verletzlichsten Bevölkerungsgruppe und
sind damit besonders von den Folgen der Klimaerwärmung betroffen. Insbe-
sondere die mit der Klimaerwärmung verbundene Häufung von Hitzeperioden
setzte ältere Frauen nachweislich wesentlich höheren gesundheitlichen Risiken
aus. Leben und Gesundheit älterer Frauen werden durch vermehrte Hitzeperi-
oden wesentlich stärker beeinträchtigt als dies für die restliche Bevötkerung
zutrifft.

2.2 zum Gesuch, auf das der Beschwerdegegner nicht eingetreten
ist

2.2.1 Rechtsbegehren gemäss Gesuch vom 25. November 2O16

2s. Die Beschwerdeführerinnen verlangen mit ihrem Gesuch vom 25. November
2016 von den Gesuchsgegnern im Einzelnen (siehe Rechtsbegehren auf S. 3 -
6 des Gesuchs):

1. Es haben die Gesuchsgegner in ihren Zuständigkeitsbereichen sämtti-
che Handlungen vorzunehmen, die nötig sind, um die Treibhaus-
gasemissionen bis 2020 so zu reduzieren, dass der Beitrag der
Schweiz dem <<deutlich unter 2-Grad-Ziel> für die maxlmale Erder-
wärmung, eventualiter mindestens dem 2-Grad-Ziel, entspricht, und
da mit d ie diesem Ziel entgegenstehenden widerrechtt ichen lJnterlas-
su ngen el nzustellen. Insbesondere :

a. habe der Gesuchsgegner 1 die Aufgaben des Bundes im Sin-
ne von Art. 74 Abs. 1 BV und deren Erfüllung im Ktimabe-

reich mit dem aktuellen Klimaziel

auf ihre Übereinstimmung mit den Zielen in Art.74
Abs. 2 BV und 73 BV sowie mit der staaflichen

Schutzpflicht nach Art. 10 Abs. 1 BV

sowie Art. 2 und B EMRK

zu überprüfen und für die Zeit bis 2020 ohne Verzug eine
neue Lösung zu entwickeln, mit welcher der Beitrag der
Schweiz dem <<deutlich unter 2-Grad-Ziel>>, eventualiter min-
destens dem 2-Grad-Ziel, entspricht, wobei sich eine solche

13



Lösung im Bereich von mindestens 2îo/o Reduktion der Treib-
hausgasemissionen bis 2020 gegenüber 1990 zu bewegen

hat;

habe der Gesuchsgegner 7 gegenüber dem parlament wie

auch gegenüber der Offenttichkeit zu kommunizieren, dass

zur Einhaltung der staatlichen Schutzpflichten der Schweiz
und zur Einhaltung des Vorsorge- und Nachhaltigkeitsprinzips

bis 2020 eine Reduktion der Treibhausgasemissionen gebo-

ten ist, die dem <deutlich unter 2-Grad-Ziel>>, eventLtaliter

mindestens dem 2-Grad-Ziel, entspricht was eine inländische
Treibhausgas-Reduktion bis 2020 von mindestens 25o/o ge-
genüber 1990 verlangt;

haben die Gesuchsgegner 7, 2 oder 3 ohne Verzug durch
Bundesrats-, Departements- oder Amtsentscheid ein Vorver-
fahren der Gesetzgebung auszulösen mit dem Ziel eines Ziff.
7a entsprechenden Emissionsreduktionsziels;

habe der Gesuchsgegner 1 im Rahmen von Ziff. 7c das par-

lament in der Botschaft darüber zu informieren, dass mit
dem neuen Vorschlag zum Emissionsreduktionsziel die Ver-

fassungs- und EMRK-Widrigkeit beseitigt wird.

b.

c.

d.
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2. Es haben die Gesuchsgegner in Ìhren Zuständigkeitsbereichen sämtli-
che Reduktionsmassnahmen zu ergreifen, die nötig sind, um das

Treibhausgas-Reduktionsziel im Sinne von Ziff. 1, d.h. mindestens
25o/o Treibhausgasreduktion gegenüber 1990 bis 2020, zu erreichen,
und damit die widerrechtlichen IJnterlassungen einzustellen. Insbe-
sondere:

a. habe der Gesuchsgegner 7 im Rahmen von Ziff. la Mass-

nahmen zur Zielerreichung zu prüfen;

b. habe der Gesuchsgegner 1 im Rahmen von Z¡ff. lb entspre-

chende Massnahmen zur Zielerreichung zu kommunizieren

c. haben die Gesuchsgegner 7, 2 oder 3 im Rahmen von Ziff. lc
Massnahmen zur Zielerreichung in das Vorverfahren der Ge-

setzgebu n g ei nzusch I i essen.

3. Es haben die Gesuchsgegner in ihren Zuständigkeitsbereichen säm1Ì-
che Handlungen vorzunehmen, die nötig sind, um die Emissionen bis



2030 so zu reduzieren, dass der Beitrag der Schweiz dem <<deuilich

unter 2-Grad-Ziel>> für die maximale Erderwärmung, eventualiter

mindestens dem 2-Grad-Ziel, entspricht, und damit die diesem Ziel
entgegenstehenden widerrechtl ichen U nte rlassu ngen ei nzustel len.

Insbesondere:

a. haben die Gesuchsgegner 7, 2 oder 3 im Rahmen des Vor-

verfahrens der Gesetzgebung sämtliche Handlungen vorzu-

nehmen, die dazu führen, dass der Beitrag der Schweiz an

das <deutlich unter 2-Grad-Ziel>>, eventualiter an das min-
destens 2-Grad-Ziel, im Inland erreicht wird, was eine inlän-
dische Reduktion der Treibhausgasemissionen der Schweiz

bis 2030 gegenüber 1990 um mindestens 50o/o verlangt;

b. haben die Gesuchsgegner 1, 2 oder 3 sämtliche Reduktions-

massnahmen ín das Vorverfahren der Gesetzgebung einzu-

schliessen, die nötig sind, um das Treibhausgas-

Reduktionsziel im Sinne von Ziff. 3a zu erreichen,

Es haben die Gesuchsgegner in ihren Zuständigkeitsbereichen sämili-
che Reduktionsmassnahmen zu ergreifen, die nötig sind, um das ak-
tuelle Treibhausgas-Reduktionsziel von 20o/o zu erreichen, und damit
die widerrechtlichen Unterlassungen einzustellen. Insbesondere :

a. habe der Gesuchsgegner 3 ohne Verzug die Berichterstattung

der Kantone über ihre technischen Massnahmen zur Vermin-

derung der CO2-Emissionen von Gebäuden einzuholen;

b. habe der Gesuchsgegner 3 zu prüfen, ob die kantonale Be-

richterstattung Angaben über die getroffenen und geplanten

CO2-wirksamen Massnahmen und deren Wirkung enthält so-

wie die Entwicklung der CO2-Emissionen der Gebäude auf
dem Kantonsgebiet aufzeigt, und nötigenfalls Nachbesserung

zu verlangen;

c. habe der Gesuchsgegner 3 zu überprüfen, ob die Kantone

dabei sind, Gebäudestandards für Neu- und Altbauten zu er-

lassen, die dem aktuellen Stand der Technik entsprechen;

d. haben die Gesuchsgegner 7, 2 und 3 bei negativem prü-

fungsresultat gemäss Ziff. 4c die nötigen Massnahmen ge-

genüber den entsprechenden Kantonen zu ergreifen; nöti-
genfalls sind Handlungen vorzunehmen, die darauf gerichtet

4.
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sind, auf Bundesebene Gebäudestandards für Neu- und Att-
bauten, die dem aktuellen Stand der Technik entsprechen, zu
erlassen;

habe der Gesuchsgegner 2 bei einer Verfehlung des sektoriel-
len Zwischenziels 2015 im Gebäudebereich zu analysieren,

wo kantonaler Verbesserungsbedarf besteht, und dem Ge-

suchsgegner 7 weitere wirksame Massnahmen vorzuschla-
gen;

haben die Gesuchsgegner 7, 2 und 3 Handlungen vorzuneh-

men, die auf eine raschere Erhöhung der CO2-Abgabe auf
Brennstoffen zielen;

habe der Gesuchsgegner 4 von Importeuren von personen-

wagen dem tatsächlichen Ausstoss entsprechende Messun-

gen von CO2-Emissionen von Personenwagen einzufordern;

habe der Gesuchsgegner 2 angesichts des voraussichttichen

Veffehlens des sektoriellen Zwischenziels 2015 im Verkehrs-

bereich unverzüglich weitere wirksame Massnahmen aLtszu-

arbeiten und dem Gesuchsgegner 7 vorzuschlagen; insbe-

sondere habe der Gesuchsgegner 1 Handlungen zur Förde-

rung der Elektromobilität vorzunehmen, oder aber nachzu-

weisen, dass das sektorielle Zwischenziel in Art. 3 Abs. 2

CO2-Verordnung auch ohne eine solche Förderung erreicht
werden kann, und haben die Gesuchsgegner 7, 2 und 3

Handlungen vorzunehmen, die auf eine Erhöhung des Kom-
pensationssatzes für die Kompensation von CO2- Emissionen

aus Treibstoffen gerichtet sind;

habe der Gesuchsgegner 7 in umfassender Weise die Wirk-

samkeit der Massnahmen nach dem CO2-Gesetz und die

Notwendigkeit weiterer Massnahmen zu überprüfen, dem

Parlament über die Ergebnisse seiner Evaluation Bericht zu
erstatten und unverzüglich Schritte einzuleiten, die notwen-

digen Massnahmen noch für die Periode bis 2020 umzuset-

zen.

e.

g.

h.
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5 Eventualiter zu Ziff. 7, 2, 3 und 4 sei festzustellen, dass die jeweili-
gen Unterlassungen widerrechtlich sind.



2.2.2 Die mit dem Gesuch vom 25. November 2Ol.7 gerügten Verfassungs-
und Völkerrechtsverletzu n gen

2.2.2.1 Verfass u n gsverletzu n g en

26. Die Beschwerdeführerinnen begründen in ihrem Gesuch, dass die gerügten

unterlassungen neben dem Nachhaltigkeitsprinzip (Art. 73 BV) sowie dem

Vorsorgeprinzip (Art.74 Abs, 2 BV) insbesondere ihr Recht auf Leben (Art. 10

BV) verletzen. Das Recht auf Leben schützt den Zustand des Lebendigseins.ls

Als Beeinträchtigung gilt nicht nur die Tötung, sondern bereits die Geftihrdung
des Lebens.ts Das Recht auf Leben enthält entsprechend auch einen Lers-

tungsanspruch, beispielsweise in Situationen, in denen das Leben nicht wegen

einer akuten Notlage, sondern längerfristig durch Krankheit bedroht ist.20 Ins-
besondere umfasst das Recht auf Leben staatliche schutzpflichten der
Schweiz.2l Heute gehört eine hinreichende Umweltschutzgesetzgebung zu den

unabdingbaren Vorkehren, welche der Staat zum Schutz des Lebens treffen
muss.22

27. Damit staatliche schutzpflichten tatsächlich zum Tragen kommen, muss ent-
weder bereits eine konkrete Grundrechtsbeeinträchtigung (d. h. mindestens

eine Gefährdung des Lebens) vorliegen oder aber eine solche mindestens mit
einer gewissen Wahrscheinlichkeit drohen,23

Mit dem Klimawandel drohen vielerlei Gefährdungen des Lebens: namentlich

aufgrund von Naturkatastrophen wie Hitzeperioden2a, Hochwassern2s, Erdrut-
schen, schmelzendem Permafrost und damit einhergehenden Felsstürzen und

L7

28

18 TscnerurscHERAxEL, Aft, 10 BV, in: WRmNrruru BeRrunano (Hrsg.), Bundesverfassung, Basel 2015,
Aft. 10, N 9.
te Tscn¡¡¡rscnen (Fn. 1B), Art. 10, N 10; ScHrrenMARKUs, Beeinträchtigung von Grundrechten, in:
Menrrru Derler/P¡eten H¡rus-Jüncerrr (Hrsg.), Handbuch der Grundrechte in Deutschland und Euro-
pa, Bd. VII-2, Heidelberg 2007, S, 159.
20 Tscnr¡¡rscHrn (Fn. 18), Art. 10, N 17.
2t Tscnrrulscnen (Fn. 1B), Art. 10, N 18.
22 MÜuenJönc Pnur-/ScHEFERMARKUS, Grundrechte in der Schweiz, Im Rahmen der Bundesveffas-
sung, der EMRK und UNO-Pakete,2OOB, Art. 10 Abs. 1, N 54.
23 WeloNRwlv BrRNnRno, Art. 35 BV, in: WeloN¡lvlv BenrunRno (Hrsg.), Bundesvedassung, Basel
2015, Art. 35, N 43.
2o BAG uruo BAFU (Fn. 13), S. 1; Frscnen (Fn. 11).
's BAFU (Fn, 13).



Murgängen26, Beeinträchtigungen der wasser-, Boden- und Luftqualität27 so-
wie der Ausbreitung von Schadorganismen und Krankheiten2s, etc. Solche Ge-

fährdungen haben sich in der Vergangenheit insbesondere im Gefolge von Hit-
zeperioden bereits verwirklicht (vgl. dazu vorne Rz. 23): So führte in der
schweiz der Hitzesommer 2oo3 zu fast 1'000 zusätzlichen Todesfällen;2s in
Europa sind im Sommer 2003 rund 70'000 mehr Menschen gestorben als übli-
cherweise im gleichen Zeitraum;30 auch im Hitzesommer 2015 waren im Juli

in der Schweiz mindestens 267 hitzebedingte zusätzliche Todesfälle zu ver-
zeichnen.3l Es besteht somit gemäss dem verfassungsmässig geschützten

Recht auf Leben im Zusammenhang mit dem Klimawandel eine staatliche

Schutzpflicht, alle nötigen Vorkehren zum Schutz des Lebens der Beschwerde-

führerinnen zu treffen.

Für das Nichtwahrnehmen der staatlichen Schutzpflicht gibt es keinerlei

Rechtferti g u ngsg rü nde :

Es stehen geeignete Massnahmen zum Schutz der betroffenen Bevöl-

kerung zur Verfügung (2.8. CO2-Abgabe auf Treibstoff oder ein öl-
und Gasheizungsverbot; vgl. dazu GesuchZtff .5.4.2.t).

- Es besteht kein entgegenstehendes öffentliches Interesse, weil jeder

Einzelne von den lebensgefährdenden Folgen des Klimawanders be-

troffen sein könnte. Auch aus volkswirtschaftlicher Sicht überwiegen

die Interessen an einer Einhaltung der Klimaschutzziele, weil sich

zum einen díe soziale Wohlfahrt beijeder zusätzlichen emittierten
Tonne CO2 wesêrìtlich reduziert32 und weil zum anderen die Schweiz

29.

1B

26 BAFU, Naturgefahren und Klimawandel,
www. bafu.admin.ch/bafu/delhome/themen/naturgefahren/fachinformationen/gefahrenprozesse
/natu rgefah ren-u nd-kl i mawa ndel, htm l.
27 BAFU (Fn. 13).
28 BAFU (Fn. 13).
2e BAG ur'¡o BAFU (Fn. 13), S. 1.
30 SpIeGrl oNLINE, Statistik-Studie: Hitze-Sommer 2003 hat 70.OOO Europäer getötet,
www.spiegel.delwissenschaft/mensch/statistik-studie-hitze-sommer-2003-hat-70-0OO-
eu ropaeer-getoetet-a-4736 14. html.
31 MüruzelTHorlAs, Allein im Juli gab es in derSchweiz rund 3OO Hitzetote, Der Landbote
12. August 2OL5; vgl. auch Burr¡oesnMr rün Srerrsnr BFS, Mehr Todesfälle bei den älteren Men-
schen wegen Grippewelle und Hitzesommer 25.02.2OL6.
32 Moone FR¡¡¡ces C./Dtez Deuv¡rue 8., Temperature impacts on economic growth warrant strin-
gent mitigation policy, Nature Climate Change 2OL5 L27, S. 128.



ihren co2-Ausstoss drastisch senken kann, ohne die wirtschaft über-
haupt zu belasten33 (vgl. dazu GesuchZiff .5.4.2.2).
Das zu niedrige schweizer Emissionsziel kann nicht damit gerechtfer-

tigt werden, dass andere staaten ebenfalls zu tiefe Ziele festsetzen:

Für die staatliche Schutzpflicht ist nicht relevant, ob diese auf die
Klimaerwärmung zurückzuführenden Gefährdungen wie auch die
Klimaerwärmung an sich alleine von der schweiz oder zusammen mit
ihr auch von Drittstaaten verursacht sind (vgl. dazu Gesuch Ziff .

5.4.2.3).

Ebenso wenig fällt ins Gewicht, dass die schweiz ein vergleichsweise

kleiner staat ist. Denn die vom IPCC zur Zielerreichung berechneten

Reduktionsleistungen können überhaupt nur dann zur Einhaltung des

2-Grad-ziels fü h ren, we n n sä mtl i ch e a ngesprochenen Ve rtrag spa rtei -

en diesen nachkommen; hierzu überzeugend die Argumentation in

Urgenda Foundation vs. The State of the Netherlands, Rn. 4.7934 (vgl.
dazu Gesuch Ztff . 5.4.2.4).

2.2.2.2 Konventionsverletzu n gen

30.
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Die gerügten Unterlassungen stellen zudem auch eine Verletzung der EMRK-

Rechte der Beschwerdeführerinnen dar, namentlich ihres Rechts auf Leben

sowie ihres Rechts auf Gesundheit und körperliche Integrität, die durch die

Art. 2 und Art. I EMRK geschützt sind.

Bezüglich Art. 2 EMRK (Recht auf Leben) hat der EGMR eine grundsätzliche

positive Schutzpflicht des Staates bis anhin verschiedentlich im Kontext von
gefährlichen Aktívitäten angenommen, so bei radioaktiver strahlung3s oder

31.

33 
TnRuqn¡1ru Pntueee/MünLBERGER oe Pneux ConruÉuR, Tief greifende Dekarbonisierung: Der Weg in

eine kohlenstoffarme Ara, Umwelt (Zeitschrift des BAFU) ZOL6 42, S. 43.
3a lJrgenda Foundation vs. The State of the Nethertands C/Og/4566eg / HA ZA 13-1396 vom
24. Juni 2015, Rn. 4.79: <<(...) more reduction measures have to be taken on an international
level. It compels all countries, íncluding the Netherlands, to implement the reduction
measures to the fullest extent as possible. The fact that the amount of the Dutch emissions
is small compared to other countries does not affect the obligation to take precautionary
measures in view of the State's obligation to exercise care. After all, it has been estab-
lished that any anthropogenic greenhouse gas emission, no matter how minor, con-
tributes to an increase of CO2 levels in the atmosphere and therefore to hazardous
c!imate change> (Hervorhebungen hinzugefügt).
3s L.C.B. v. the United Kingdom, Dossiernummer 23413/94, paragraph 36.



Abfallentsorgungsanlagen.36 Auch in Bezug auf die ungenügende staailiche
Prävention von Umweltkatastrophen hat der EGMR bereits verschiedengich ei-
ne Verletzung von Art. 2 EMRK festgestellt, so in Bezug auf den mangelnden
Schutz vor Schlammlawinen3T und Überschwemmungen.3s Kürzlich befand der
Gerichtshof, dass einem Staat auch eine Schutzpflicht zukommt in Bezug auf
Lebensgefahren, die auf Erdbeben zurückgehen.3e

Im Unterschied zu den genannten Fällen betreffend Erdbeben (das Bestehen

einer <<Erdbebenrisikozone>> hat für die Begründung einer schutzpflicht ge-

nügt), Atomkraftwerken, Überschwemmungen und schlammlawinen (sog.

sudden onset disasters) ist die Klimaerwärmung und die mit ihr verbundene
starke Zunahme von Hitzeperioden in der Schweiz kein Ereignis, das vielteicht
oder wahrscheinlich irgendwann einmal eintreten könnte. Es ist vielmehr auf-
grund umfangreicher uvrssenschaftlicher Arbeiten erstellt, dass die menschen-
verursachte Klimaerwärmung im Sinne eines <<slow onset disasters>> nicht nur
wahrscheinlich, sondern bereits im Gange und damit real ist (vorne Rz. 22).

Die übermässige Emission von THG gefährdet das Lebendigsein der verletzli-
chen Bevölkerungsgruppe der älteren Frauen in klar vorhersehbarer und vom

Beschwerdegegner und den Gesuchsgegnern insgesamt tatsächlich auch vor-
hergesehener Weise (vgl. vorne Rz. 23).

Der Staat ist zur Wahrnehmung seiner Schutzpflicht gehalten, Beeinträchti-
gungen des Rechts auf Leben durch Umweltkatastrophen präventiv zu verhin-
dern. Dazu hat er insbesondere die nötigen Rechtsgrundlagenao und die nötige
Administration zu schaffen.ar

32.

33.
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939/99, Paragraph 71.
er 15339/02.
mmer 76973/0l.
r 14350/05, Paragraph 173: <<La Cour observe

que les séismes sont des évènements sur lesquels les États n'ont pas de prise et pour lesquels
peut con r des mesures visant à la réduction de leurs effetsmaximu catastrophique. À cet égard, la portée de l'obligation
nsiste do t à adopter des mesures renforçant la capacité de
à ce typ naturels violents et inattendus gue peuvent être les

trem blements de terre>>.
oo Vgl. zur regulatorischen Untätigkeit FluecrrceR ALrxeruone, Droits de l'homme et environne-
ment, in: HeRrlc RRruoall Mnve/Horrelren MrcnrL, Introduction aux droits de l'homme. Genève,
2OI4,S' 606-620, S. 610; PÉrenNnruru NatHrvRË1, Les obligations positives de l'Etat dans la juris-
prudence de la Cour européenne des droits de l'homme Théorie générale, incidences législãtives
et mise en æuvre en droit suisse, S. 7t7 ff .
ar Oneryitdiz v. Turkey [GC], Dossiernummer 48g3g/gg, Paragraph 89; Budayeva and Others v.
Ru ssi a, Dossiernu m mer 1 5339/ O2, P ar agraph L29 .



34, Im Zusammenhang mitArt.2 EMRK besteht im Gegensatzzu Art. 10 BV (vgl.
Rz. 29) und - wie nachfolgend gezeigt - Art. 8 EMRK (vgl. Rz. 37) keine Mög-
lichkeit einer Rechtfertigung für das Nichtwahrnehmen der staaHichen Schutz-
pflicht. Anders als in Art. B Abs. 2 EMRK geregelt, sieht Art. 2 EMRK keine
Rechtfertigungsgründe im Zusammenhang mit dem Recht auf Leben vor.

Hinsichtlich Art. I EMRK (Freiheit des Privat- und Familienlebens) hat der
EGMR eine staatliche Schutzpflicht zum Beispiel im Falle von chemischen Fab-
riken mit giftigen Emissionena2 oder im Falle von Lärm- und Luftverschmut-
zung durch ein Stahlwerka3 be¡aht. Die mit der Klimaerwärmung verbundenen
Risiken für Gesundheit, körperliche Integrität und Wohlbefinden des Menschen
(Art. B Abs. 1 EMRK) ist mit jenen der soeben erwähnten Fälle vergleichbar
oder übersteigt sie. So sind übermässige THG-Emissionen schädlichen Luft-
verschmutzungen ähnlich und im Kontext von Art. B EMRK als gefährliche Ak-
tivitäten eines Staates und/oder von privaten zu werten,

Im Vergleich zu den vorerwähnten Fällen ist im Klimabereich jedoch nicht nur
die wissenschaftliche Evidenz der Gefährdungslage viel stärker, sondern auch
die aus diesem Grund geschaffene völkerrechtliche Ausgangslage. Es besteht
sogar ein klarer Zusammenhang zwischen den staatlichen Versäumnissen im
Klimabereich und dem schädlichen Umwelteinfluss. Das Privat- und Familien-
leben wird bei den besonders von der Hitze betroffenen Beschwerdeführerin-
nen durch die - ohne weitere Massnahmen (atter Staaten nach ihren Kräften)
stets zunehmende - Klimaerwärmung und die damit einhergehende starke
Häufung von Hitzetagen so beeinträchtigt, dass ein andauernder Eingriff in
dieses Konventionsrecht angenommen werden muss. Neben der Gefährdung
des Lebens der Beschwerdeführerinnen (vgl. Rz. 31) drohen ihnen bei weiter-
hin ungenügenden Klimaschutzmassnahmen durch die klimawandelbedingten
Hitzeperioden erwiesenermassen auch andere Beeinträchtigungen ihrer Ge-
sundheit und ihres Wohlbefindens.

Für das Nichtwahrnehmen der staatlichen Schutzpflicht liegt auch im Zusam-
menhang mit Art. I EMRK kein Rechtfertigungsgrund vor. Im Umweltbereich
sind betreffend Art. B EMRK als Rechtfertigungsgrund insbesondere volkswirt-
schaftliche Interessen und entgegenstehende öffentliche Interessen von Be-
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42 Guerra and others,
a3 Fadeyeva v. Russia,

Dossiernummer L4967/89 (Verletzung von Art. g EMRK).
Dossiernummer 55723/00 (Verletzung von Art. g EMRK).



deutu ng. H i nsichtlich der Begrrind ung, waru m d iese Rechtfertig u ngsg rü nde

nicht greifen, kann grundsätzlich auf die entsprechenden Ausführungen zu

Art. 10 BV verwiesen werden (vgl. vorne Rz. 29). zu den Einzelheiten vgl.
Ziff . 5.6.4 des Gesuchs.

Dadurch, dass der Beschwerdegegner bzw. mit ihm die weiteren Gesuchsgeg-

ner im Hinblick auf den Schutz von Leben und Gesundheit der Beschwerdefüh-
rerinnen nicht alle verfassungs- und völkerrechtlich gebotenen Handlungen

ergreifen, um das 2-Grad-ziel bzw. das,,deutlich unter 2-Grad-ziel., zu errei-
chen und damit die Wahrscheinlichkeit von vermehrt auftretenden Hitzeperio-
den zu verringern, nahmen und nehmen sie gegenüber den Beschwerdeführe-
rinnen ihre grund- und menschenrechtlichen Schutzpflichten nicht im nötigen
Umfang wahr.

2.3 Eintretensvoraussetzungen von Art. 25a vwvG sind erfüllt

2.3.L Zu den Erwägungen des Beschwerdegegners betreffend
Eintretensvora ussetzungen

2.3.1.1 U n bestritte ne Eintretensvora ussetzu n gen

39' Der Beschwerdegegner bestätigt in seinen Erwägungen unter C.1.1 der ange-

fochtenen Verfügung, dass drei der Eintretensvoraussetzungen von Art. 25a

VwVG als erfüllt betrachtet werden können. Konkret anerkennt er, dass es

beim Begehren der Beschwerdeführerinnen um Einstellung von Unterlassun-
gen im Klimaschutz (1) um Realakte geht, dass sich (2) die betreffenden
Handlungen bzw. Unterlassungen (vom Beschwerdegegner im Einklang mit
Rechtsprechung und Lehre nicht in Frage gestellt) auf öffentliches Recht des
Bundes stützen und dass (3) die handelnden bzw. die nötigen Handlungen un-
terlasse nd en Behörd e n Bu n d esve rwa I tu n g s be h ö rd e n sind.

40' Das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist somit unbestritten, womit in dieser
Beschwerde grundsätzlich auf weitere Ausführungen dazu verzichtet werden

kanrt. Für den Fall, dass das Gericht wider Erwarten insbesondere die Ein-

schätzung des Beschwerdegegners, dass die Begehren der Beschwerdeführe-
rinnen Realakte betreffen, in Frage stellen sollte, wird an dieser Stelle auf die
diesbezüg I iche, deta il lierte Beg rü ndu ng der Beschwerdefü hreri n nen u nter
Ziff . 7.2 des Gesuchs verwiesen. Gegebenenfalls wären die Beschwerdeführe-
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rinnen vom Gericht aufzufordern, sich zu diesen Eintretensvoraussetzungen

auf Stufe des Beschwerdegegners nochmals zu äussern.

2.3.1.2 Bestrittene und nicht geprüfte Eintretensvoraussetzungen

41. Als nicht erfüllt betrachtet der Beschwerdegegner hingegen das Berührtsein
der Beschwerdeführerinnen in Rechten und Pflichten, wobei er es als obsolet
erachtete, in der angefochtenen Verfügung auf die damit zusammenhängende

Voraussetzung des schutzwürdigen Interesses einzugehen. Ebenso wenig ging
der Beschwerdegegner darauf ein, ob die Voraussetzung der Subsidiarität er-
füllt ist. In den folgenden Abschnitten wird daher nochmals dargelegt, warum
diese drei vom Beschwerdegegner nicht anerkannten bzw. nicht geprüften Vo-
raussetzungen im Fall des Gesuchs der Beschwerdeführerinnen erfüllt sind.

2.3.2 Beschwerdeführerinnen sind in ihren Rechten und Pflichten berührt

2.3.2.L fm Allgemeinen

42. Gegenstand von Begehren im sinne von Art. 25a VwvG können nur verwal-
tungsrealakte sein, die <<Rechte oder Pflichten berühren>. Dabei handelt es

sich also um Akte, die im Unterschied zu verfügungen (Art. 5 vwvG) gerade

nicht auf die Regelung von Rechten oder Pflichten gerichtef sind.aa Unter <<Be-

rührtsein> von Rechten und Pflichten i.S.v. Art. 25a Abs. 1 VwvG wird viel-
mehr eine Rechtsposition verstanden, die sich entweder aus den Grundrech-
ten oder aus einem anderen Rechtstitel (2.8. unmittelbar anwendbarer Erlass)

ergibt.as <<Berührtsein>> in Rechten und Pflichten ist nach in der Lehre überein-
stímmender Meinu ng und gemäss Rechtsprechung von Bundesverwaltungsge-

richt und Bundesgericht jedenfal/s dann als erfüllt anzusehen, wenn grund-
rechtlich geschützte Positionen berührt sind.a6

Daneben können sich Rechtspositionen auch aus unmittelbar anwendbaren
Erlassen resp. dem Zweck eines solchen ergeben. So HÄ¡¡eR:
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aa BGE 140 II 315 E, 4.3.
as 

HÄruen ISABeLLE, Art. 25a, in: Wnlo¡rRrrr¡¡ Benruneno/Welsse¡¡seaceR Prrupp¡ (Hrsg.), praxiskom-
mentar Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVG), Zürich 2016, N 19 mit weiteren Verweisen.
'o BVGer A-L}L/zOLL vom 7. Sept. 2011, 8.4.3; BGE 140 II 315 E. 4.3.



<Denkbar ist aber ebenso, dass sich die Rechtsposition aus einem
unmittelbar anwendbaren Erlass (...) ergibt. Das Bundesgericht tei-
tete [im Fall Mühleberg] den Anspruch auf Erlass einer Veíügung
gemäss A¡t. 25a VwVG (...) aus dem Zweck des Kernenergiegeset-
zes ab, Mensch und Umwelt vor den Gefahren der Kernenergie zu
schützen. Es bejahte aber ebenso den grundrechtlichen Anspruch
der Gesuchsteller auf eine Schutzpflicht des Staates und stützte sich
(...) auf das Recht auf Leben (Aft. 10 Abs. 1 BV) und die persöntiche
Freiheit (Art. 10 Abs. 2 BV) ab>>.47

Im Zusammenhang mit Art. 25a VwVG nimmt die Betroffenheit in Grundrech-

ten die bedeutendste Rolle eina8. Es war insbesondere die Grundrechtsthema-

tik, die zur Ergänzung der BV mit Art. 29a BV (Rechtsweggarantie) und in die-
sem Zusammenhang zur Aufnahme von Art. 25a in das VwVG führte.

Allerdings muss nicht bereits bei der Frage des Eintretens zweifelsfrei ein Ein-
griff in den Schutzbereich feststehen. Es genügt, wenn ein vom Realakt aus-
gehender Reflex grundrechtsrelevant ist, wenn also die <<Handlung>> den Grad

eines Eingriffes annehmen könnte.ae Deshalb ist eine potenzielle Rechtsverlet-

zung von den Betroffenen nur glaubhaft zu machen.so Ist die potenzielle

Rechtsverletzung glaubhaft gemacht, ist ohne weiteres auf das Begehren ein-
zutreten (sofern die weiteren Eintretensvoraussetzungen erfüllt sind). Die

Frage, ob der Schutzbereich eines Grundrechts betroffen isf, ist erst eine Fra-
ge des Geltungsbereichs des Grundrechtssl und damit keine Eintretensfrage,

sondern erst nach dem Eintreten materiell zu prüfen. So führt auch WR¡oN¡lrlrrt

aus, der erforderliche Grad der unmittelbaren Betroffenheit dürfe nicht einfach
nur mit Blick auf Art. 25a vwVG bestimmt werden, sondern sei anhand der
Funktionen der Rechtsweggarantie von Art, 29a BV im Einzelfall autonom

festzulegen.s2

44.
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a7 
HÄrueR (Fn. 45), N 19; vgl. BGE 140 II 315 E. 4.6 ff .

as 
HÄ¡¡eR (Fn. 45), N 19.

os 
MÜt-leR MlnKUs, Rechtsschutz gegen Verwaltungsrealakte, in: Tscn¡¡¡¡¡e¡¡ Prenne (Hrsg.), Neue

B_undesrechtspflege, Bern 2007, S. 357.
s0 HÄ¡lenIsAeELLE, Art. 25a VwVG, in: WRr-o1.4¡r{ru Benrunnno (Hrsg.), VwVG, Zürich, Basel, Genf
?p09, Art.25a, N 28; Mür-r-en (Fn. 49), S. 354.
" HÄ¡¡en (Fn. 45), N 28.
s2 WRromlrun Ben¡¡nRRo Art,29a BV, in: WnpNn¡¡ru B¡n¡r¡r¡Ro (Hrsg.), Bundesverfassung, Basel
2015, N 12.



2.3.2.2 Grund- und Menschenrechte der Gesuchstellerinnen tangiert

4s, Die Gesuchsgegner tragen mittels versäumter Emissionsreduktionen (vgl. da-
zu vorne Rz. 19ff. sowie Gesuch Ziff . 4.3) zu gegenüber heute stark zuneh-
menden Hitzeperioden bei (siehe dazu Rz. 22). Diese Versäumnisse sind
grundrechtsrelevant, haben sie doch ftir die von diesen Hitzeperioden speziell
betroffenen Beschwerdeführerinnen klar Reflexwirkung (potentielle Rechtsver-
letzung, vgl. oben Rz. 44) auf ihr Recht auf Leben (Art. 10 BV, Art. 2 EMRK)

ebenso wie auf die Freiheit des Privat- und Familienlebens (Art. g EMRK; siehe

dazu oben Rz. 26 ff .).

46. Nach dem Vorstehenden werden die Beschwerdeführerinnen durch die Unter-
lassungen der Gesuchgegner in ihrem Recht auf Leben sowie in ihrer Freiheit
des Privat- und Familienlebens gemäss Art. 10 Abs. 1 BV wie auch Art. 2 und

I EMRK fraglos tangiert.In ihrem Gesuch (siehe Zifl. 5.4 - 5.7) haben die Be-

schwerdeführenden ausführlich dargelegt, dass ihre vorgenannten Grund- und
Menschenrechte auch verletzt sind. Damit ist auch deren potenzielle Verlet-
zung im Sinne der Ausführungen vorne unter Rz. 44 glaubhaft gemacht. Für

das Eintreten genügt unter diesem Aspekt die Glaubhaftmachung.

47. Damit sind die Beschwerdeführerinnen im Sinne von Art. 25a VwVG ohne Wei-

teres rn Rechten - Pflichten stehen hier nicht in Frage - berührt.
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2.3.2.3 Rechtsposition der Gesuchstellerinnen aufgrund des Zwecks des CO2-

Gesetzes verletzt

48. Eine schützenswerte Rechtsposition für die Gesuchstellerinnen ergibt sich aus-

ser aus den Grund- und Menschenrechten auch aus der CO2-Gesetzgebung,

die sich auf Art. 74 BV stützt. Die Bestimmung schützt gemäss ihrem Worgaut
nicht primär die <<natürliche Umwelt> an sich, sondern fokussiert auf den
<<Schutz des Menschen>> vor mittelbar schädlichen Einwirkungen; sie schützt
damit die Umwelt bloss reflexweise mit.s3

49. Aus dem anthropozentrischen Verständnis von Art. 74 BV ergibt sich, dass der
Zweck der COz-Gesetzgebung insbesondere auf den Schutz des Menschen vor

s3 GrurretAIAIN, Att.74 BV, in: W¡lo¡',r¡rr¡w Benruneno (Hrsg.), Bundesverfassungf Basel 2015,
N 24,25 und 42.



den Gefahren der Klimaerwärmung ausgerichtet ist.sa Dabei gilt gemäss

Art.74 Abs. 2 BV das vorsorgeprinzip, das frühzeitiges Handeln und auch
Handeln bei - hier nicht in wesentlicher weise gegebener - unsicherheit ge-
bietet.

Die (schützenswerte, vgl. Ziff . 2.3.3) Rechtsposition der Gesuchstellerinnen

ergibt sich somit auch aus dem Zweck der CO2-Gesetzgebung.

2.3.2.4 Unterlassene Emissionsreduktionen geeignet, Beeinträchtigung von
Gesundheit und Leben hervorzurufen; Vorhersehbarkeit des Eingriffs
in Rechte der Beschwerdeführerinnen

51. Die von den Gesuchsgegnern unterlassenen Handlungen zur weitergehenden
Reduktion von Treibhausgasemissionen sind geeignet, in die Grund- und Men-
schenrechte der Beschwerdeführerinnen einzugreifen (vgl. oben Rz. 23 ff .).
Díeses Kriterium wird allerdings nur von einem Teil der Lehre für das Berührt-
sein in Rechten und Pflichten vorausgesetzt. Das Bundesverwaltungsgericht

und das Bundesgericht stellten hingegen in den Entscheiden BVGer A-ror/
2011 vom 7, september 2011, 8.4.3t sowie BGE 140 II 315 nicht auf dieses
Kriterium ab.

Es ist wissenschaftlich erstellt, dass unterlassene Emissionsreduktionen zu

mehr Hitzeperioden und diese wiederum zu Hitzetoten führen. Ebenso ist er-
stellt, dass sich die Hitzeperioden insbesondere negativ auf die Gesundheit
und das Leben der Beschwerdeführerinnen auswirken (vgl, dazu vorne Rz. 22
f, ).

Dieser Zusammenhang wird nicht etwa durch Drittursachen wie Akte des par-

laments oder anderer Staaten unterbrochen. So hätte das Parlament einem
Reduktionsziel von 25o/o (wohl) durchaus zugestimmt, hätten die Gesuchs-
gegner das 2oo/o-ziel nicht (und schon gar nicht als Hauptvorschlag) präsen-

tiert, und hätten die Gesuchsgegner das Parlament korrekt informiert (vgl.
dazu Gesuchziff .8.2.1). Das Parlament ist von sich aus insofern über den
Vorschlag der Gesuchsgegner hinausgegangen, als es verlangte, dass sämili-
che Emissionsreduktionen im Inland zu erfolgen haben (vgl. Gesuch Rz. 6g).

52.
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Offensichtlich empfand das Parlament den Vorschlag der Gesuchsgegner als
zu wenig weitgehend.

Insbesondere ist aber auch das Parlament an die Verfassung und an das Völ-
kerrecht gebunden und hätte ein verfassungs- und völkerrechtswidriges Ziel
gar nicht beschliessen dürfen. Insofern kann auch keine unterbrechende Dritt-
ursache vorliegen.

Darüber hinaus sind die diversen vollzugsdefizite (vgl. Gesuch Ziff. g.5), die
insgesamt dazu führen, dass die Schweiz im Ergebnis nicht einmal das 2Oo/o-

Zíel erreichen wird (vgl. vorne Rz. 19 sowie Gesuch ziff .4.3.2 - der Be-

schwerdegegner selber schätzt eine tatsächliche Emissionsreduktion bis 2020
von lediglich L2.3o/o), direkt den Versäumnissen der Gesuchsgegner zuzu-
schreiben. Beispielsweise hat das BAFU (Gesuchsgegner 3) bis heute keine
Berichterstattung der Kantone über ihre technischen Massnahmen zur Ver-
minderung der CO2-Emissionen von Gebäuden eingeholt, obwohl eine solche
Berichterstattung jährlich zu erfolgen hätte (Art. 9 Abs. 2 co2-Gesetz in ver-
bindung mit Art. 16 Abs. 1 CO2-Verordnung), und im Bereich der Brennstoffe
unterlassen der Bundesrat (Gesuchsgegner 1) und das BAFU (Gesuchsgeg-

ner 3) Handlungen, die auf eine raschere Erhöhung der co2-Abgaben zielen
(vgl. dazu im Einzelnen Ziff .8.5 des Gesuchs).

Dass die von den Gesuchsgegnern bewírkten unterlassenen Emissionsredukti-

onen der schweiz nicht die alleinige ursache für die weiter zunehmende

Klimaerwärmung sind, ist Folge des globalen charakters von ursachen und
wírkung dieses Phänomens. Dies ändert nichts daran, dass die Gesuchsgeg-

ner zum vermehrten Auftreten von Hitzeperioden beitragen, Zum Zusammen-
hang zwischen den unterlassenen Emissionsreduktionen und den Grund-
rechtsbeeinträchtigungen wird im Übrigen auf Ausführungen weiter unten in
Rz. 103 verwiesen.

Insbesondere wussten und wissen die Gesuchsgegner, wie vorne in Rz. 16 ff.
gezeigt, dass eine Reduktion von mindestens 25olo (bis 4oo/o) bis 2020 not-
wendig ist, um das 2-Grad-Ziel zu erreichen. Auch wissen sie, dass die inlän-
dische Reduktion von 30olo bis 2030 nicht genügt, die schweiz auf den 2-
Grad- oder gar auf den <deutlich unter 2-Grad-pfad>> zu bringen. Ebenso wis-
sen die Beschwerdegegner und es ist für sie damit ohne weiteresvorherseh-
bar, dass die Beschwerdeführerinnen von den Folgen der unterlassenen Emis-

54.

55.
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sionsreduktionen aufgrund ihrer Verletzlichkeit besonders betroffen (Rz. 23),
mithin ihr Leben, ihre Gesundheit und ihr wohlbefinden gefährdet sind.

2.3.2.5 Berührtsein in Rechten und Pflichten durch Grundrechtsverletzungen
aufgrund der im Gesuch gerügten Unterlassungen gegeben

s7. Bei der Begründung der Rechtsbegehren 1-4 werden die Unterlassungen und
deren Widerrechtlichkeit

inZiff.8.2.1 und 8.2.2 des Gesuchs bezüglich des ungenügenden

Klimaziels bis 2020,

inZiff.8.3.1 und 8.3.2 des Gesuchs bezüglich der ungenügenden Re-

duktionsmassnahmen zur Erreichung des 2ío/o-Ziels,

inZiff.8.4.1 und 8.4.2 des Gesuchs bezüglich des für 2030 entworfe-
nen Klimazre/s und

in Ziff .8,5.1 und 8.5.2 des Gesuchs bezüglich der ungenügenden Re-

duktionsmassnahmen zur Erreichung des 21o/o-Ziels

im Einzelnen dargelegt und belegt.

s8' Diese widerrechtlichen Unterlassungen stellen Verletzungen von Verfassungs-
recht und insbesondere von Grund- bzw. Menschenrechten dar (Ziff . 2.2.2).

Damit sind die Beschwerdeführerinnen entgegen den Ausführungen des Be-

schwerdegegners in Ziff . C.1. (am Ende) der angefochtenen Verfügung oñne
weiteres im Sinne von Aft. 2Sa VwVG in ihren Rechten berührt.
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2.3.2.6 Zwischenfazit: Verletzung von Art. 25a VwVG und Art. 29a BV sowie
Art. 29 Abs. 2 BV durch Beschwerdegegner

59, Der Beschwerdegegner hat sich im Zusammenhang mit der Verneinung des
Berührtseins in Rechten und Pflichten mit keinem der im Gesuch vom
25. November 2016 dargelegten und in der vorliegenden Beschwerde noch-
mals verknappt wiedergegebenen Argumente auseinandergesetzt: Weder die
Verletzung der Grund- und Menschenrechte der Beschwerdeführerinnen (vorn
zirf . 2.3.2.2) noch die aus dem Zweck des co2-Gesetzes (i.V.m. Art.74
Abs. 2 BV) begründete Rechtsposition (vorn Ziff . 2.3.2.3) noch die Vorherseh-
barkeit der Beeinträchtigungen durch die unterlassenen Emissionsreduktionen
(vorn Zaff . 2.3.2.4) oder das Berührtsein in Rechten und Pflichten durch



Grundrechtsverletzungen aufgrund der im Gesuch gerügten Untertassungen
(vorn ziff . 2.3.2.5) hat der Beschwerdegegner in seinen Erwägungen berück-
sichtigt. Er hat damit Art. 25a VwVG unrichtig angewendet und damit zugleich
die Rechtsweggarantie von Art. 29a BV verletzt.

Indem der Beschwerdegegner auf alle diese entscheidwesentlichen Vorbringen
der Beschwerdeführerinnen mit keinem wort einging, hat er zugleich ihren
Anspruch auf rechtliches Gehör missachtet. Dadurch hat der Beschwerdegeg-
ner das durch die Verfassung garantierte rechtliche Gehör (Art. 29 Abs. 2 BV)

der Beschwerdeführerinnen und gleichzeitig auch Art. 6 Ziff .1 EMRK mit Be-
zug auf den Anspruch "to have one's case properly examined"ss verletzt.

In seinen sehr knapp gehaltenen Erwägungen unter zaff . c.L.L begnügt sich
der Beschwerdegegner für die Verneinung der Eintretensvoraussetzungen von
Art. 25a VwVG damit, den Zweck der Rechtsbegehren der Beschwerdeführe-
rinnen - fehlerhaft - zu interpretieren. Entsprechend fehlerhaft sind auch die
darauf abgestellten Schlussfolgerungen. Der Beschwerdegegner hält nämlich
fest, dass die Rechtsbegehren der Beschwerdeführerinnen generelleine Ver-
minderung der CO2-Konzentration in der Atmosphäre bezwecken würden. Sre

hätten zum Ziel, die CO2-Emissionen nicht btoss in der unmittelbaren lJmge-
bung der Beschwerdeführerinnen, sondern weltweit zu vermindern (vgl. dazu
aber hinten Rz. 67). Es seien deshalb vorliegend keine individuetten Rechtspo-
sitionen betroffen (vgl. dazu aber vorne zifr. 2.3.2.5). Die Rechtsbegehren

würden nicht speziell solchen Positionen dienen, sondern auf den Erlass gene-
rell-abstrakter Regelungen und Mitteitungen zielen. Deshalb könnten die
Rechtsbegehren nicht Gegenstand einer verfügung nach Art. 25a VwvG sein,
da sich Rechtsetzungsverfahren nicht nach dem vwvG richten würden.

Aus dieser Argumentation folgt, dass sich der Beschwerdegegner mit den
Rechtsbegehren der Beschwerdeführerinnen und ihrer Begründung gar nicht
näher auseinandergesetzt hat.

Entgegen den Ausführungen des Beschwerdegegners verlangen die Be-

schwerdeführerinnen von den Gesuchsgegnern nicht den Erlass generell-

60.

61.
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ss Siehe dazu insbesondere Hrnnrs/O'Bovle/WnnenrcK, Law of the European Convention on Hu-
man Rights,5.429. Aus der Praxis Pronina v. Ukraine, Dossiernummer 63566/00 paragraph 25,
Kuznetsov and Others v. Russia, Dossiernummer L84/02 Paragraph 84 sowie Hiro Balañi v.
Spain, Dossiernummer 78064/91 - 303-8, paragraph 28.



abstrakter Regelungen, wofür zum Teil gar nicht die Verwaltung, sondern das
Parlament zuständig ist.

Vielmehr begehren die Beschwerdeführerinnen mit dem Gesuch ausdrücklich
ein Handeln der Gesuchsgegner im Rahmen des t/orverfahrens der Rechtset-
zung (Erarbeiten des Vorentwurfs eines Erlasses, Vernehmlassung bei Kanto-
nen und interessierten Kreisen, Erarbeiten der Botschaft und des Geset-
zesentwurfes; im Einzelnen dazu Ziff .7.2.3 des Gesuchs) sowie den korrekten
vollzug und die tatsächliche lJmsetzung der bestehenden Gesetzgebung (In-
formation, Einholung von Berichterstattung, Evaluation im Allgemeinen und

Überprüfung kantonaler Massnahmen im speziellen). All diese von den Ge-

suchsgegnern verlangten Handlungen stellen Realakte im Sinne von Art. 25a

VwVG dar (dazu im Einzelnen Ziff . 7.2 des Gesuchs),

Zudem liegt - wie in Rz. 26 ff. aufgezeigt - eine verletzung der Beschwerde-
führerinnen in ihren Grund- und Menschenrechten vor, da der Bund (und da-
mit insbesondere auch die Gesuchsgegner) seine aus Art. 10 Abs. 1 BV sowie

aus Art. 2 und B EMRK fliessenden Schutzpflichten gegenüber den Beschwer-
deführerinnen mit den derzeitig unterlassenen Treibhausgasreduktionen nicht
genügend wahrnimmt. Auf diesen Punkt geht der Beschwerdegegner in keiner
Art und Weise ein. Die Beschwerdeführerinnen sind durch die gerügten Unter-
lassungen in ihren ureigenen Grund- und Menschenrechten betroffen und

nehmen keinesfalls, wie vom Beschwerdegegner behauptet, nur öffenfliche
Interessen wahr. Dass das Vorgehen der Beschwerdeführerinnen auch der
Allgemeinheit dient, ändert nichts daran, dass die Beschwerdeführerinnen be-
sonders betroffen sind.

Das Bertihrtsein der Beschwerdeführerinnen in ihren Rechten und Pflichten

wurde vom Beschwerdegegner folglich unter Missachtung des rechtlichen Ge-

hörs gemäss Art. 29 Abs. 2 BV sowie gleichzeitig auch Art. 6 ziff .1 EMRK mit
Bezug auf den Anspruch "to have one's case properly examined" (vgl. vorne
Rz, 60) in Verletzung von Art. 25a VwVG zu Unrecht verneint.

63.
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2.3.3 Schutzwürdiges fnteresse der Beschwerdeführerinnen ist gegeben

2.3.3.1 Zum schutzwürdigen Interesse im Allgemeinen

6s' Dass die Beschwerdeführerinnen ein schutzwürdiges Interesse an der Beurtei-
lung der eingangs gestellten Rechtsbegehren haben, ergibt sich bereits dar-



aus, dass sie durch den Realakt in ihren Rechten (Pflichten stehen hier nicht
zur Diskussion) berührt sind (vgl. Ausführungen zur voraussetzung des Be-

rührtseins in Rechten und Pflichten oben unter ziff . 2.3.2). Dies folgt - auf-
grund der weitgehenden Parallelität der Anforderungen des schutzwürdigen
Interesses mit denjenigen des Berührtseins in Rechten und Pflichtens6 - auch
aus der Rechtsprechung im Fall Kernkraftwerk Mühleberg zu Art. 25a vwvG:

<<Ist die gesuchstellende Person - wie vorliegend - durch den Re-
alakt in ihren Rechten oder ihren Pflichten berühft, gründet das
schutzwÍlrdige Interesse im Berühttsein in der Rechtsstet-
I u ng. Die beÍden Kriterien des',sch utzwü rdi gen fnteresses',
und des "Berührtseins in Rechten oder pflichten,, fallen dann
weitgehend ineÍnander (...). Es verhält sich nicht anders ats beim
materiellen veÉügungsadressaten, der ohne weiteres beschwerde-
befugt ist (Art. 48 VwVG).>57 lHervorhebungen hinzugefügt)

Die Praxis prüft trotzdem auch in Bezug auf Art. 25a vwvG regelmässig, ob
sich die Betroffenheit von derjenigen der Allgemeinheit abhebt und somit eine
besondere ist.s8 Das Bundesgericht ging im erwähnten Fall Kernkraftwerk
Mühleberg bei der Prüfung der besonderen Betroffenheit in Bezug auf Art. 25a
VwVG vom Legitimationsgrund der <<Risikoexposition>> aus:

<<Jedermann, der innerhalb eÍnes Bereichs lebt, der von ei-
nem Stö¡fall besonders betroffen wäre, hat ein schutzwürdÍ-
ges Interesse daran, dass der Eigenaft und der Grösse der Gefahr
angemessene und geeignete Schutzmassnahmen ergriffen wer-
den. Legitimationsgrund ist damit die RisikoexposÍtion der
Anwohner gegenüber einem besonderen Gefahrenherd, d,h.
der Umstand, dass sie einer Anlage mit sehr grossem Gefährdungs-
potenzial ausgesetzt und von den möglÍchen Störfallfotgen in
besonderem Ma sse poten zÍet t betroffen si nd. >> 

5e 
1 Hervorhe-

bungen hinzugefü9t)

Der Begriff <<Risikoexposition>> ist übertragen auf die vorliegend gerügten Un-
terlassungen im Klimaschutz, die vermehrte Hitzeperioden zur Folge haben,

nicht (ausschliesslich) räumlich zu verstehen. Die Risikoexposition ergibt sich

66.
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67.

erg.

erg; dies anstelle der vom Bundesverwaltungs-
gericht betreffend Luftreinhaltepolitik in Bezug auf Art. 6 i.V.m. Art. 48 VwVG verwendeten Èrü-
fung, ob <<eine Person stärker als jedermann betroffen ist und in einer besonderen, beachtens-
werten und nahen Beziehung zur Streitsache steht>, BVGE 2723/2007 vom 30. Januar 200g,
E. 6.



hier vielmehr aus dem Alter und Geschlecht der Beschwerdeführerinnen, Das

Gesetz verengt die Schutzwürdigkeit nicht auf räumliche Aspekte und dem-
entsprechend auch nicht auf durch einen räumlichen Bezug definierte Risiko-

9ruppen.

Auch bei Beschwerden gegen Fluglärm ist generell anerkannt, dass ein sehr
weiter Kreis von Betroffenen zur Beschwerde legitimiert sein kann, ohne dass
eine Popularbeschwerde vorliegt. so sind es im Gebiet Meiringen und umge-
bung grosse Teile der Anwohner, die Flugbewegungen der F/A-18 und Tiger-
Kampfjets - selbst wenn diese in einer grossen Höhe stattfinden - akustisch
wahrnehmen sowie durch die Schadstoffe mehr belastet werden als personen,

die in grösserer Entfernung vom Trainingsraum leben.60

Analogieweise ist vorliegend im Weiteren die Legitimationspraxis im Zusam-
menhang mit Belastungen durch Mobilfunkantennen bzw. elektromagnetische
strahlung heranzuziehen. Bei Beschwerden gegen die Errichtung von Mobil-
funkantennen bejaht das Bundesgericht die Legitimation auch bei einer weit
unter den Anlagegrenzwerten der NISV liegenden Strahlungsintensität und

kom mt da m it auch dem Rechtsschutzbed ü rfn is sogena n nt <<elektrosensi bler>>

Personen entgegen.6l Auch in solchen Fällen geht die höchstrichterliche praxis

nicht von einer unzulässigen Popularbeschwerde gegen Mobilfunkanlagen aus.

Vergleichbares muss bei Beeinträchtigungen einer besonders exponierten Be-

völkerungsgruppe durch die Folgen des Klimawandels bezüglich des schutz-
würdigen Interesses gelten.

69

70.
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2.3.3.2 sondernachteil der Beschwerdeführerinnen aufgrund ihrer
Risikoexposition gegenüber Hitzeperioden ist nachgewiesen

71. Wie oben unter Rz. 23 dargelegt wurde, ist die kleine Bevölkerungsgruppe der
Beschwerdeführerinnen, hauptsächlich aus Frauen im Alter von 75 und mehr
Jahren (5,4o/o der Gesamtbevölkerung gemäss Bestand 1. Januar 2016)62

60

61 pt. 201t, E. 4.3 und E. 4.4.

62 10. Feb. 2003, E. 2.4.3; BGE 128 II 169 E.2.3.
dem Datensatz Provisorische Bilanz der ständigen Wohnbevöt_

kerung 2016 nach Jahr, Staatsangehörigkeit, Geschlecht, Kanton, Alter und Demographische
Komponente des Bundesamtes für Statistik
(https://www. pxweb. bfs.admin.chlSelection.aspx?px_language=de&px_db= px-x-
0 102020000-202&px-tableid = px-x-0 1020200 OO_202/px-x-O 1O2O2OO0O_202. px&px_type= pX).



bzw. solchen Frauen, die im Jahr 2O2O 75 Jahre alt sein werden bestehend,
deutlich stärker als die Allgemeinheit dem Risiko ausgesetzt, während einer
klimawandelbedingten Hitzeperiode zu sterben oder in ihrer körperlichen In-
tegrität verletzt zu werden.

72' Genauso wie <<jedermann, der innerhalb eines Bereichs lebt, der von einem
Störfall besonders betroffen wäre>>, ein schutzwürdiges Interesse daran hat,
dass Schutzmassnahmen ergriffen werden63, oder wie <<jedermann, der in ei-
nem bestimmten Radius einer Mobilfunkantenne wohnt (...) von der Anlage
mehr als jedermann betroffen>6a ist, haben die Beschwerdeführerinnen ats

Angehörige einer in Bezug auf die Folgen der Klimaerwärmung besonders ver-
letzlichen bzw. am allermeisten betroffenen Bevölkerungsgruppe (Rz. 23) ein
schützenswertes Interesse daran, dass die Klimaerwärmung mit den erforder-
lichen Massnahmen so bekämpft wird, dass eine weitere Zunahme von Zahl
und Intensität der die Beschwerdeführerinnen besonders treffenden Hitzeperi-
oden möglichst verhindert wird.

Dass dadurch neben den Beschwerdeführerinnen auch die Allgemeinheit vor
negativen Folgen der Klimaerwärmung geschützt würde, ändert am Sonder-
nachteil der Beschwerdeführerinnen nichts.6s Daher ist das Gesuch der Be-

schwerdeführerinnen auch keine actio popularis.
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2.3.3.3 Aktuelles und praktisches Interesse ist gegeben

73' Sind ein Berührtsein in Rechten (und gegebenenfalls) Pflichten und ein Son-
dernachteil der Beschwerdeführeri nnen aufgru nd ihrer Risikoexposition wie
dargelegt zu bejahen, folgt daraus ohne weiteres auch deren aktuelles und
praktisches Interesse an der Gutheissung ihres Gesuchs. Entsprechend hat
das Bundesgericht in BGE 140 II 315 von einer diesbezüglichen, separaten
Prüfung abgesehen. Dies deckt sich auch mit der weitgehenden Parallelität

63 BGE 140 II 315 E. 4.6.
6a BGE 129 II 168 E. 2.3.
6s Dies gilt hier ebenso wie etwa ftir Massnahmen zum Schutz vor Störfällen bei Kernkraftwer-
ken, BGE 140 II 315. Ein wirksamer Schutz ist von grösster Wichtigkeit für die Anwohner im
Umkreis einiger Kilometer (in diesem Zusammenhang die <<most vulnerable group>). Sie sind
aber zugleich auch im Interesse der gesamten Bevölkerung, die in irgendeiner Wã¡s-e von Stör-
fällen betroffen sein könnte, selbst von Regionen, die nur leicht in Mitleidenschaft gezogen wür-
den.



der Anforderungen des schutzwürdigen Interesses mit denjenigen des Be-

rührtseins in Rechten und Pflichten.66

Trotzdem sei in Bezug auf das aktuelle und praktische Interesse der Be-

schwerdefü hrerin nen Folgendes ausgefü hrt.

Konkret liegt der praktische Nutzen der eingangs gestellten Rechtsbegehren

für die von den Folgen der Klimaerwärmung besonders betroffenen Beschwer-

deführerinnen namentlich darin, ihr eigenes Lebendigsein (Art. 10 BV und
Art. 2 EMRK) sowie ihre Gesundheit und ihr wohtbefinden (Art. I EMRK) prä-
ventiv und heute schon zu schützen. Es geht den Beschwerdeführerinnen da-
rum, mindestens im Rahmen des Möglichen - d.h. mit Massnahmen in der
schweiz, wo sie auf dem Rechtsweg vorgehen können - zu verhindern, dass
die Zahl, Dauer und Intensität der Hitzeperioden, die sie in ihrem Leben, ihrer
Gesundheit und ihrem Wohlbefinden mehr als alle anderen Personen beein-
trächtigen (Rz. 23), weiter zunehmen. Wie die zusätzlichen 1'000 Todesfälle
im Hitzesommer 2003 und die 267 Todesfälle im Juli 2015 (vgl. oben Rz. 2g)
zeigen, von denen die Bevölkerungsgruppe der über 7S-jährigen Frauen be-
sonders stark betroffen waren (vgl. oben R2.23), ist dieses Interesse nicht
theoretisch. Dasselbe gilt für vielfältige Beeinträchtigungen von Gesundheit
und Wohlbefinden der Beschwerdeführerinnen 2-4, namentlich des bereits er-
littenen hitzebedingten Bewusstseinsverlusts der Beschwerdeführerin 2, der
hitzebedingt jeweils stark eingeschränkten körperlichen Leistungsfähigkeit der
Beschwerdeführerin 3 sowie des hitzebedingt jeweils zugespitzten Asthmas
und der chronischen obstruktiven Lungenerkra nkung der Beschwerdeführe-

rin 4.

BO: o Arztzeugnis der Gesuchstellerin 2 vom 15. November 2016 Vorakten

o Arztzeugnis der Gesuchstellerin 3 vom 19. Oktober 2016 Vorakten

c Arztzeugnis der Gesuchstellerin 4 vom 7. oktober 2016 vorakten

Solange die widerrechtlich unterlassenen Handlungen und die dadurch bewirk-
te Gefährdung andauern, ist das Rechtsschutzinteresse auch aktuell.

Die Beschwerdefiihrerinnen sind sich bewusst, dass - der Klimaproblematik

immanent - zur tatsächlichen Verringerung von Hitzeperioden auch das Enga-
gement der anderen staaten der welt nötig ist. Es ist aber die schweiz, die
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66 HÄ¡¡eR (Fn. 45), N 18.



gegenüber den Beschwerdeführerinnen eine Schutzpflicht hat. Nur von ihr
können die Beschwerdeführerinnen auf dem Rechtsweg die Ergreifung von
Massnahmen verlangen, die den Beitrag zur Erreichung des <<deutlich unter 2-
Grad-Ziels>> bzw. des 2-Grad-Ziels sicherstellen, weshalb das aktuelle und
praktische Interesse vorliegend ungeachtet des Fortschreitens der Klimapolitik
in anderen Staaten gegeben ist,

tm Übrigen liegt es auch am Bund, sich hier mit den anderen staaten zu ko-
ordinieren.6T

zudem ist daran zu erinnern, dass jede emittierte Tonne cez zur weiteren
Erwärmung des Klimas in einer für die Beschwerdeführerinnen schon gefährli-
chen Weise beiträgt. Wie das Bezirksgericht Den Haag im Fall tJrgenda Foun-
dation vs. The State of the Netherlands festhielt, kann sich ein Staat seiner
vorsorgepflicht nicht mit dem Argument der <<mínor contribution>> entledi-
gen.68 Dies gilt auch für die Schutzpflicht des Staates.

76.

2.3.3.4 Zwischenfazit: Schutzwürdiges rnteresse der Beschwerdeführerinnen
im Sinne von Art. 25a VwVG ist gegeben

77' Aus den dargelegten Gründen folgt, dass die Beschwerdeführerinnen ein
schutzwürdiges Interesse im Sinne von Art, 25a VwVG an der Beurteilung der
mit dem Gesuch vom 25. November 2016 gestellten Rechtsbegehren haben.
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2.3.4 Subsidiarität ist gewahrt

78' Die Möglichkeit, eine Verfügung im Sinne von Art. 25a VwVG zu verlangen,
besteht nur, wenn in der konkreten Sache nicht bereits eine anfechtbare Ver-
fügung erlassen wurde oder der Rechtsschutz nicht zu einem späteren Zeit-

67 Die Beschwerdeführerinnen erwaften zudem, dass ähnliche rechtliche Schritte wie der vorlie-
gende ausser in den Niederlanden auch in weiteren Staaten durchgeführt werden, so bereits in
den USA und in Neuseeland, vgl. vrlrt Re¡¡sse¡¡ Soru:n, Courts take oñ climate change, Nature Cli-

tu re. com/a rticles/ncl i mate3 06 7. epdfr
AjWel9j n R3 ZoTvONSsf_CXjJu H m 1 M-

gzg N0PrBm KkSAI KrH AkeD-BUxb6Azcls0vasVeD
O_W-_G En 2Oy-M Q BQS RvXSCOsBQITTTP3ZMD mAso/o 3 D.
6E Urgenda Foundation vs. The State of the Nethertands (Fn. 34), Rn. 4.79.



punkt im Rahmen eines verfahrens auf Erlass einer verfügung nach Art. s
VwVG noch gewährt werden kann.6e

Beide vorerwähnten Möglichkeiten sind im vorliegenden Fall nicht gegeben.

Beim Gesuch der Beschwerdeführerinnen geht es darum, dass sie die verfas-
sungs- und EMRK-widrigen Unterlassungen der Beschwerdegegner betreffend
die Verminderung der Emissionen von Treibhausgasen rügen. Hierfür steht
ihnen kein anderes Mittel als ein vorgehen im sinne von Art. 25a vwvG zur
Verfügung.

Eine staatshaftungsklage scheidet vorliegend aus, weil staatshaftung nach

schweizerischem Recht voraussetzt, dass bereits ein Schaden eingetreten
ist70. Den Beschwerdeführerinnen kann jedoch nicht zugemutet werden, ab-
zuwarten, bis sie in ihrem Leben und ihrer Gesundheit tatsächlich geschädigt

sind, um sich erst dann mit einer staatshaftungsklage gegen den Bund zu

richten.Tl Gerade auch für Konstellationen dieser Art wurde Art. 25a vwvG
geschaffen (vgl. dazu Gesuch Ziff . 6.2.1 mit weiteren Verweisen).

Das Erfordernis der Subsidiarítät ist somit gewahrt.81.

2.3.5 Fazit

82. Die Eintretensvoraussetzungen von Art. 25a VwVG sind vorliegend somit er-
füllt, womit der Beschwerdegegner dazu verpflichtet ist, auf das Gesuch ein-
zutreten.

83. Durch das Nichteintreten auf das Gesuch der Beschwerdeführerinnen hat der
Beschwerdegegner Art, 25a VwVG sowie wegen der mangelnden Auseinander-
setzung mit den Vorbringen im Gesuch auch das durch die Verfassung garan-
tierte rechtliche Gehör (Art, 29 Abs. 2 BV) der Beschwerdeführerinnen ver-
letzt.
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6e 
HÄ¡¡eR (Fn. 45), N 36.

70 Anders in den Niederlanden, vgl. tJrgenda Foundation vs. The State of the Nethertands (Fn.
34), Rn. 4.88.
71 BGE 140 II 3Ls E. 4.4.



2.4 Anspruch auf Eintreten auf das Gesuch der Beschwerdeführer-
innen gestützt auf die verfahrensgarantien und Art. 6 z,r¡. I
und Art. 13 EMRK i.v.m. Art. to BV sowie Art. 2 und Art. g EMRK

2.4.L EMRK-Garantien und nationales verfahrensrecht allgemein

Jede Person hat gemäss Art. 6 Zifl. L EMRK ein Recht darauf, dass über Strei-
tigkeiten mit Bezug auf ihre zivilrechtlichen Ansprüche und Verpflichtungen
vor einem Gericht verhandelt wird. Gemäss Art. 13 EMRK besteht sodann ein
Recht auf wirksame Beschwerde vor einer nationalen Instanz, fails ein EMRK-

Grundrecht verletzt ist. Art. 6 zifr. 1 und Art. 13 EMRK haben grundrechfli-
chen Charakter und sind in der Schweiz direkt anwendbar.T2

Das Bundesgericht anerkennt entsprechend, dass sich ein Anspruch auf (nati-
onalen) gerichtlichen Rechtsschutz direkt aus dem Völkerrecht, insbesondere
aus Art. 1373 oder Art. 6 Ziff . I EMRK74, ergeben kann.

Zu den Erwägungen des Beschwerdegegners betreffend die
Verfahrensgarantien gemäss Art. 6 Zaff . L und Art. 13 EMRK

Der Beschwerdegegner setzte sich in der angefochtenen Verfügung nur mit
dem von den Beschwerdeführerinnen lediglich im Sinne eines Eventualstand-
punkts geltend gemachten Anspruch auf wirksame Beschwerde im Sinne von
Art. 13 EMRK auseinander (ziff . c.2.L der angefochtenen verfügung). Auf den
im Hauptstandpunkt dargelegten Anspruch auf Beurteilung durch ein unab-
hängiges und unparteiisches Gericht im sinne von Art. 6 ziff .1 EMRK sowie
die damit verbundene Argumentation betreffend die Verletzung des Rechts
auf Leben (Art. 10 BV und Art. 2 EMRK) und des Rechts auf Gesundheit und
körperliche Integrität (Art. I EMRK) der Beschwerdeführerinnen ging der Be-

schwerdegegner gar nicht ein.

In seinen Erwägungen zu Art. 13 EMRK unter ziff . c.z.L verneinte der Be-

schwerdegegner den Anspruch auf wirksame Beschwerde im sinne von
Art. 13 EMRK. Mit ihren Begehren würden die Beschwerdeführerinnen errei-

2.4.2
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87.

72 Topntrure EsrHER, Bedeutung der Rechtsweggarantie für die Anpassung der kantonalen Gesetz-
g,ebung, ZBl2006, S. 88-110, S. 90.
" Serenov¡cGonnru,Art. 189 BV in: Wnrom¡r,¡ru BERNHARD (Hrsg.), Bundesverfassung, Basel 2015,
N 62; BGE 129 II 193 betreffend ein vom Bundesrat verhängtes Einreiseverbot.
7a BGE L2s n 4L7.



chen wollen, dass die Zunahme der co2-Emissionen verhindert werde. Dies

könne nicht bloss lokal erfolgen. Die Rechtsbegehren zielten daher auf den
Schutz der Allgemeinheit. Art. 13 EMRK gewähre aber nur die überprüfung ei-
nes konkreten staatlichen Verhaltens in Bezug auf eine individuelle person. Im
vorliegenden Fall verfolgten die Beschwerdefúhrerinnen somit öffenHiche Inte-
ressen, welche keine Opfereigenschaften bezüglich einer EMRK-Verletzung

begründen könnten.

Diese Argumentation betreffend Art. 13 EMRK geht, wie im Folgenden aufge-
zeigt wird, an der sache vorbei (ziff . 2.4.3). Zudem verletzt der Beschwerde-
gegner durch das Nichtanwenden von Art. 6 Ziff . 1 EMRK das rechtliche Gehör
der Beschwerdeführerinnen. Darüber hinaus liegt auch im Umstand, dass der
Beschwerdegegner sích mff den entsprechenden Kernargumenten der Be-

sch we rd efü h re ri n n e n n i cht a n satzw ei se a u se i n a n d e rsetzte ei ne Verletzu n g

von Art. 6 ziff . 1 EMRK (,,right to have one's case properly examined.,, vorne
Rz. 60).

88.

2.4.3 Falsche Anwendung von Art. 13 EMRK

2.4.3.1Grundsatz, voraussetzungen und Bedeutung von Art. 13 EMRK im
vorliegenden Fall

89.

3B

Nach Art. 13 EMRK hat, wer sich in den durch die Konvention garantierten
Rechten und Freiheiten rn vertretbarer Weíse für beeinträchtigt hÉilÇ Anspruch
darauf, bei einer nationalen Instanz eine wirksame Beschwerde einlegen zu

können.7s Damit fällt jedes staatliche Handeln, egal ob es sich um einen Akt
der Regierung, der Verwaltung oder der Justiz handett, potenziell in den Gel-
tungsbereich von Art. 13 EMRK.76

Dies hielt das Bundesgericht in BGE r29 rr 193, E. 3.2, mit folgenden worten
fest:

,r(...) so lässt sich in ve¡tretbarer Weise behaupten, es liege
[mit dem Bundesratsbeschluss betreffend Einreisesperren] ein Ein-
griff in dieses durch Art. I Ziff. 1 EMRK geschützte Rechtsgut vor.
Infolgedessen da¡f dem Beschwerdeführer eine wirksame Be-

7s BGE Lzg tr 193 E. 3.1.
76 MÜt-un MRnrus, Rechtsschutz im Bereich des informalen Staatshandelns, überlegungen am
Beispiel der staatlichen Empfehlungen, ZBI 96/L995, S. 533 ft.,5.543.
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schwerdemöglichkeit im Sinne von Art, 13 EMRK zur Gettend-
machung dieser Rüge grundsätzlich nícht vorenthalten werden.>>
(Hervorhebu ngen hi nzug efügt)77

Damit folgt es der Praxis des EGMR, vgl. etwa Ktass v. FRG78:

<A¡ticle 13 requires that where an individual considers himsetf to
have been prejudiced by a measure allegedly in breach of the Con-
vention, he should have a remedy before a national authority in or-
der both to have his claim decided and, if appropriate, to obtain re-
dress. Thus A¡ticle 13 must be interpreted as guaranteeing an ',ef-
fective remedy before a national authority,,to everyone who
claìms that his rights and freedoms under the Conventìon
have been violated. >> (Hervorhebu ngen h i nzu gefü gt)

Die Anforderung der Geltendmachung einer Konventionsverletzung ist vorlie-
gend ohne weiteres erfüllt, indem die Beschwerdeführerinnen mehr als bloss
<<in vertretbarer weise>> einen Eingriff in das Recht auf Leben nach Art. 2

Abs. 1 EMRK (vgl. ziff .5.5 des Gesuchs) sowie das Recht auf Achtung des

Privat- und Familienlebens nach Art. I Abs. 1 EMRK (vgl. ziff .5.6 des Ge-

suchs) geltend machen, der darüber hinaus nicht zu rechtfertigen ist, weshalb
ihre als verletzt gerügten Grundrechte auch tatsächtich tangiert sind. Im vor-
liegenden Zusammenhang ist daher sicherzustellen, dass das Recht auf wirk-
same Beschwerde der Beschwerdeführerinnen gewahrt wird.

90.

2.4.3.2 Eigenständige Bedeutung von Art. t3 EMRK nur, wenn Art. 6 zarr. L
EMRK nicht einschlägig ist; verletzung des rechilichen Gehörs

et. Das Recht auf wirksame Beschwerde nach Art. 13 EMRK verlangt zwar im Un-
terschied zu Art, 6 Ziff . 1 EMRK nicht, dass ein Rechtsmittel an ein Gericht zur
Verfügung stehen muss; auch eine Beschwerdemöglichkeit an eine hinrei-
chend unabhängige Verwaltungsbehörde kann genügen, sofern sie - unter
Wahrung der rechtsstaatlich notwendigen minimalen Verfahrensrechte - die
Vorbringen des Betroffenen prüfen und gegebenenfalls den angefochtenen Akt
aufheben bzw. dessen Auswirkungen beseitigen kann.Te

77 Ebenso: BGE 138 I 246 nicht publ. E. 1.1.
18 Xtass v. FRG, Paragraph 64.
7e BGE rzg rr 193 E. 3.1; BGE LzB r L67 E. 4.s s. 174; BGE 126 u 377 E. Bd/bb S. 396 mit
Hinweisen; BGE 118 lb277 E. 5 S. 2B3ff .; BGE 111 Ib 68 E. 45.72.



92. Insofern kommt Art. 13 EMRK nur dann eine eigenständige Bedeutung zu,

wenn Art. 6 Ziff . L EMRK nicht einschlägig ist bzw. wenn kein ordentlicher
Rechtsweg offen steht. Dies wäre vorliegend nur dann der Fall gewesen, wenn
der Bundesrat (Gesuchsgegner 1) als oberste leitende und vollziehende Be-

hörde des Bundes (Art. 774 BV) selber verfügt hätte, da in diesem Fall <<eine

Beschwerde an eine hierarchisch übergeordnete Behörde>> von <<vornherein

ausgeschlossen>> gewesen wäre.80 In dieser Konstetlation wäre gestützt auf
Art. 13 EMRK direkt der Weg an das Bundesgericht offen gestanden.

Die Gesuchsgegner bestimmten hingegen - wie von den Beschwerdeführerin-

nen beantragt (Gesuch Rz. 16) - das uvEK (Gesuchsgegner 2) als verfügende

Behörde, womit nun vorliegend gemäss Art. 33 Bst. d vGG der ordentliche

Rechtsweg ans Bundesverwaltungsgericht offen steht. Art. 13 EMRK ist des-

halb in dieser Konstellation nicht in eigenständiger Weise relevant. Indem der
Beschwerdegegner bei dieser Ausgangslage nur das Vorliegen eines An-

spruchs gestützt auf Art. 13 EMRK prr.ifte, hat er somit Art. 13 EMRK falsch

und Art. 6 Zif|.1 EMRK zu Unrecht nicht angewendet (dazu sogleich).

Dadurch hat der Beschwerdegegner Art. 13 EMRK verletzt.

Des weiteren geht der Beschwerdegegner in seinen Erwägungen auf die von
den Beschwerdeführerinnen im Zusammenhang mit Art. 6 zilf .1 und Art. 13

EMRK geltend gemachte und im Gesuch ausführlich begründete Verletzung ih-
res Rechts auf Leben (Art. 10 BV und Art. 2 EMRK) sowie ihres Rechts auf Ge-

sundheit und körperliche Integrität (Art. I EMRK) überhaupt nicht ein. Damit

hat der Beschwerdegegner erneut das rechtliche Gehör (Art. 29 Abs. 2 BV)

der Beschwerdeführerinnen verletzt (dazu sinngemäss das vorne in Rz, 60

und 63 f. Ausgeführte).

93.

94.
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2.4,4 Anspruch auf Beurteilung durch ein unabhängiges und unparteiisches
Gericht (Art. 6 Z,ff. L EMRK)

2.4.4.1 Zivilrechtliche Streitigkeit

9s. Der Anspruch auf eine gerichtliche Beurteilung gemäss Art. 6 Ziff , L EMRK

besteht betreffend aller <<zivilrechtlicher Streitigkeiten>, Dieser Begriff um-

80 BGE L2g tr Lg3 E. 4.L.



fasst auch Verwaltungsakte einer hoheitlich handelnden Behörde, sofern sie in
Rechte und Pflichten privatrechtlicher Natur eingreifen.sl

In die Kategorie <<zivilrechtliche Streitigkeit> fallen gemäss Urteil 1A.310/2OOO

des Bundesgerichts vom 3. April 2001, E. 3c, auch immissionsschutzrechtliche

Streitigkeiten:82

96.

rechtlich" qualÍfÍzieft werden und unter Art. 6 Z¡tr 7 EMRK
fallen, z,B.: wenn ernsthafte Auswirkungen für die Gesund-
heit oder körperlÍche Integrität der Beschwerdeführer zu be-
fürchten sÍnd.>>

Der Anspruch auf den schutz der körperlichen Integrität, der durch Art. g

EMRK geschützt ist, wird vom EGMR in ständiger Praxis als <<zivilrechtlicher

Anspruch> im Sinne von Art. 6 Abs. 1 EMRK behandelt.E3 Dies muss umso

mehr gelten, wenn ernsthafte Auswirkungen auf das Leben im sinne von
Att. 2 EMRK zu befürchten sind.

Im vorliegenden Verfahren geht es um eine <<zivilrechtliche Streitigkeit> im

sinne von Art. 6 zilf . 1 EMRK, da durch eine in einem gefährlichen Mass zu-
nehmende Klimaerwärmung erwiesenermassen eine starke Häufung von Hit-
zetagen eintreten wird, während derer - ebenfalls erwiesenermassen - ernst-
hafte und konkrete Auswirkungen auf das Leben und die Gesundheit (die kör-
perliche Integrität) der Beschwerdeführerinnen zu befürchten sind (vgl. oben

Rz. 22 f .).

Diese Anforderung ist damit erfüllt.

97.

< I m m i ssÍ on ssch utz rechtl i ch e Stre iti g kei ten kö n nen a I s,, z ivÍ I -

98.

4L

2.4.4.2 Innerstaatlich begründetes Recht

99. Die Anwendbarkeit von Art. 6 Ziff . 1 EMRK setzt neben der <<zivilrechtlichen

Streitigkeit> ein aus dem innerstaatlichen Recht abzuleitendes Recht voraus.

81 BGE 130 I 388 E. 5.1 s. 394.
82 So auch der EGMR im Urteil i.S. Batmer-schafroth c. Schweiz vom 26. August 1997, auf den
sich das Bundesgericht stützte.
83 Kuv ANonrAs, Gerichtliche Kontrolle von Atombewilligungen, EuGRZ vom 14. Mai 1999,
S. 184, www.rwi.uzh.ch/dam/jcr:00000000-3dL2-7cO7-0000-00006bfbc01l/GerichUiche_
Kontrolle-von-Atombewilligungen_EuGRZ-05_99.pdf; J. Velu / R. Encec, La Convention euro-
péenne des Droits de I'Homme, Bruxelles 1990, S. 3gO,Ziff .437¡ vgl. z. B. H. v. Grossbritan-
nien, Paragraph 69, s.58; ufteil RasmLjssen, serieA, Nr.87, ziff.32 = EuGRZ 1995,513.



In der Praxis wird der Begriff weit gefasst. Diese Voraussetzung ist bereits
dann erfüllt, wenn eine Streitigkeit die Gesetzmässlgkeit einer staatlichen
Massnahme betrifü; für die Anwendbarkeit des Art. 6 EMRK ist weder ein
Rechtsanspruch noch eine Schutznorm mit Bezug auf die staatliche Massnah-
me erforderlich.sa

Vorliegend handelt es sich um eine Streitigkeit über ein subjektives Recht, das
im nationalen Recht verankert ist: das Recht auf Leben gemäss Art. 10 Abs. 1

BV (Näheres dazu vorne unter R2.26 ff.). Daneben handelt es sich um eine
Streitigkeit über die Gesetzmässigkeit von Vollzug und Rechtsanwendung der
co2-Gesetzgebung im Lichte von Art. 74 Abs.2 und Art. 73 BV (NËiheres dazu
vorne unter Rz. 19 sowie Rz. 54).

Diese Anforderung ist damit ebenfalls erfüllt.

100.

2.4.4.3 Echte und ernsthafte Streitigkeit sowie Frage des
Kausalzusammenhangs

101. Nach der Praxis muss die Streitigkeit zudem <<echt und ernsthafter Natup>

sein'8s In diesem Sinn muss der Ausgang des Verfahrens für <<zivilrechfliche>

Ansprüche von unmittelbarer Bedeutung sein. Es muss damit mehr als eine
<<schwache Verbindung oder entfernte Auswirkung>> zwischen dem Streitge-
genstand und dem Ausgang des Streits bestehen.s6

In Balmer-Schafroth c, Schweiz wurde der Zusammenhang zwischen dem Be-
trieb des Kernkraftwerks und der Gefahr für die Gesundheit der Anwohner
verneint, was u.a. Klev in seiner Kritik dieses Entscheids in überzeugender
Weise bemängelt:

<<Berechtigterweise haben die Richter mit abweichender Meinung
deutlich gemacht, dass die Behauptung des zu losen und entfernten
Zusammenhangs überhaupt nicht überzeugt: ,,Müsste man etwa
zuwatten bis die Bevölkerung die ersten Verstrahlungen er-
leÍdet, um eÍn Rechtsmittel ergreifen zu können!,'r>87

42

8a Kuv (Fn.
8s gce t3o
86 Kr-ev (Fn.
87 Klev (Fn.

83), 185.
r 388 E. 5.1.
83),185.
83),186.



102. Für die Beschwerdeführerinnen handelt es sich vorliegend um eine <<echte und
ernsthafte Streitigkeit>>. Die Verbindung ist deutlich mehr als nur lose, näm-
lich:

zwischen den unterlassungen der Beschwerdegegner in Bezug auf
das 2-Grad-Ziel und auf das <<deutlich unter 2-Grad-ziel>>, wobei die
ü bermËissi gen Trei bha usgasem issionen eine g efä h rt ich e Kl i maerwä r-
mung (vgl. Rz. 28) und, ie mehr sich das Klima erwärmt, zunehmend
Hitzeperioden (vgl. Rz. 22) zur Folge haben, welche ohne die unter-
lassungen reduziert wären (Ausgang des Streits), und

zwischen dem Recht der Beschwerdeführerinnen auf präventiven

Schutz vor Beeinträchtigungen ihres Lebens und ihrer Gesundheit
durch die klimawandelbedingten Hitzeperioden mindestens in einem
Ausmass, das den Klimawandel voraussichtlich noch einigermassen
unter Kontrolle hält, was voraussetzt, dass das <<deuUich unter 2-
Grad-Ziel>, allermindestens das 2-Grad -ziel, eingeharten werden
kann (Gegenstand des Streitsi Rz. 26 ff .).

103. In

1.

rechtlicher Hinsicht sind dazu drei punkte anzumerken:

Die Argumentation im Fall Balmer-schafroth c. schweiz, von der ein
Teil der Richter mit einer dissenting opinion abwich und die seitens
der Lehre kritisiertss wird, ist auf den vorliegenden Fail nicht über-
tragbar.

Im unterschied zu einer AKW-Bewilligung bzw. einem AKW-vorfall,
wo es um wahrscheinlichkeiten des Risikoeintriffs geht (die im kon-
kreten Fall von den Beschwerdeführenden nicht genügend belegt
worden waren), haben die im Gesuch gerügten unterlassungen der
Beschwerdeführerinnen - die für die Vermeidung einer gefährlíchen

Klimaerwärmung nicht genügenden Treibhausgasreduktionen - ge-

mäss Erkenntnissen der wissenschaft (vgl. Rz. 22 f .) eine tatsächlich
eintretende, direkte wirkung auf die Beschwerdeführerínnen als be-
sonders verletzliche Bevölkerungsgruppe zur Folge.

Nehmen die Gesuchsgegner ihre Schutzpflichten weiterhin nicht bzw.
in nicht genügender weise wahr und werden das <<deuilich unter 2-
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88 Neben Klev vgl..-auch Mür-len/ScHEFER (Fn. 22 ), Fn. 72; Sc¡r¡¡ror-RnoEFELDT Roueru, ökologische
Menschenrechte. Ökologische Menschenrechtsinterpreta[ion der EMRK und ihre Bedeutung für
die umweltschützenden Grundrechte des Grundgesetzes, Diss. Heidelberg, Baden-Baden IOOO,
L72 ff .



Grad-Ziel> wie auch das 2-Grad-Ziel weiterhin nicht ernsthaft ange-
peilt, tragen sie in entscheidender Weise dazu bei, dass sich die Fol-
gen der Unterlassung für die Beschwerdeführerinnen verstärken: Die

Anzahl der Hitzetage steigt an (vgl. R2.22), ebenso die Zahl der da-
mit unbestrittenermassen (vgl. Rz, 23) verbundenen Todesfälle, von
denen hauptsächlich die besonders verletzliche Bevölkerungsgruppe

der Beschwerdeführerinnen betroffen ist (vgl. Rz. 23). Vorliegend be-
steht damit eine wissenschaftlich erwiesenet klare Verbindung zwi-
schen Unterlassungen in Bezug auf die Vermeidung einer gefährlichen

Klimaerwärmung und dem Recht auf Leben und körperliche Integrität
der Beschwerdefü hreri nnen.

2. unterlassen es die Gesuchsgegner, darauf hinzuwirken, dass die

Treibhausgasemissionen auf ein möglichst ungefährliches Mass be-
schränkt werden, können sie ihre Verletzung der Schutzpflicht nicht
damit rechtfertigen, dass dies andere Akteure (wie das Parlament)
oder andere Staaten auch tun würden oder die Schweiz ein kleiner
staat sei. Eine <<unterbrechung>> der eben erwähnten Verbindung
kann deshalb nicht geltend gemacht werden, viermehr obliegt jedem

staatlichen Akteur in sei nem Zuständig keitsbereich eine Schutzpflicht
gegenü ber den Beschwerdefü hrerinnen.

3. Die Beschwerdeführerinnen sind durch die unterlassenen Schutz-
pflichten deutlich stärker als der Durchschnitt der Bevölkerung in ih-
rem Leben und ihrer Gesundheif gefährdet. Tatsächlich gibt es im
Klimabereich keine Bevölkerungsgruppe, die realer und ernsthafter
von den Unterlassungen der Beschwerdegegner betroffen ist als die

Beschwerdeführerinnen. Ihre im Gesuch vom 25, November 2016 an

die Beschwerdegegner gerichteten Rechtsbegehren sind damit real
und ernsthaft. Würde man den Beschwerdeführerinnen ein reales und
ernsthaftes Begehren absprechen, würde der Klimabereich zum
g ru nd rechtsfreien Rau m.

Der Nachweis eines natürlichen oder adäquaten Kausalzusammenhangs wird
vom EGMR mit dem Erfordernis der echten und ernsthaften Streitigkeit hinge-
gen klarerweise nicht verlangt.

44

104



Dennoch sei betont, dass Kausalitäten im Klimabereich aufgrund der inhären-
ten Komplexität, des <<collective action>>-Problemsss und der Internationalität
naturgemäss nicht strikt bewiesen werden können. Dies darf aber nicht zum
Nachteil der Beschwerdeführerinnen gereichen, zumal in der Wissenschaft be-

reits seit den 1990er-Jahren ein sehr breiter Konsens über Ursache und Wir-
kung der Klimaerwärmung besteht (dazu eingehend Gesuch, ziff . 4.2).

In diesem Sinn argumentierte namentlich das Bezirksgericht Den Haag in tJr-
genda Foundation vs. The State of the Netherlands, das die staatliche Schutz-
pflichtverletzung, nicht aber die Kausalität thematisierte.eO Auch die grosse

Kammer des Gerichtshofs der Europäischen union hat sich in ERG spA and
others v Ministero dello Sviluppo economico and otherser bei der Kausalität im
Rahmen der umwelthaftpflicht offen gezeigt.e2 Es erachtete die <<vermutung>>

der Kausalität als genügend, <<wenn plausible Anhaltspunkte für diese Vermu-
tung bestehen>>.e3 Ausserdem haben com mon law-Jurisdiktionen Ausnahmen

für den strengen <<but fop>-Test zur Begründung der Kausalität vorgesehen
und stattdessen eine <<market share liability> angewendet.ea

Wird das Erfordernis der Kausalität im Klimabereich generell gelockert, um
diesen rechtlich überhaupt fassen zu können, dürfen für die <<mehr als lose

Verbindung>> gemäss der Rechtsprechung des EGMR erst recht keine strenge-
ren Anforderungen gestellt werden.

Auch diese Anforderung ist damit erfüllt.

105.
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8s IPCC, Climate Change 2014: Synthesis Repoft, Summary for Policymakers, S. 17: <<Climate
change has the characteristics of a collective action problem at the global scale, because most
GHGs accumulate over time and mix globally, and emissions by any agent (e.g,, individual,
community, company, country) affect other agents.>>
ou Urgenda Foundation vs. The State of the Nethertands (Fn. 34).er ERG SpA and others v Ministero dello Svituppo economico and others, C-378/OB vom 9. März
20 10.
s2 Peetens MARJAN, The regulatory approach of the EU in view of liability for climate change dam-
age, in: FauRe MtcnRe/Peerrns MrR:¡r'¡ (Hrsg.), Climate Change Liability, Cheltenham and North-
ampton 2011, S. 131.
s^l fae SpA and others v Ministero detto Svituppo economico and others (Fn. 91) paragraph 57.eo Diese Argumentationsweise könnte sich bereits zu einem <<general principle of law>> entwickelt
haben, BARToN PHILLIP, State Responsibility and Climate Change: Could Canada be liable to Small
Island States?, Dalhousie Journal of Legal Studies 2OO2 65, S. 84 f,; 689 p.2d 368; 570 So.2d
275; 539 N.E.2d 1069; cert denied, 493 U.S. 944;823 p.2d 717.



2.4.4.4 Vorliegend keine <<Actes de gouvernement>>

106. Die Anwendbarkeit von Art. 6 Ziff . 1 EMRK wird bisweilen verneint, wenn der
Behörde ein freies Ermessen im Sinne der sog. prérogatives discrétionnaires
oder actes de gouvernement zukommt.es Dieses Ausschlusskriterium ist ailer-
dings vorliegend nicht relevant. Denn solange die Beschwerdegegner ihre
Schutzpflichten nicht erfüllen, besteht kein Raum für freies, politisches Ermes-
sen oder actes de gouvernement: Dem Staat kommt kein Entschliessungser-
messen zu für die Frage, ob er seinen staatsvertraglichen sowie grund- und
konventionsrechtlichen Pflichten für die Erreichung des <<deutlich unter 2-
Grad-Ziels>> bzw. des 2-Grad-Ziels nachkommen will; sein Ermessen be-
schränkt sich auf ein Auswahlermessen, wie bzw, mit welchen konkreten
Massnahmen er dieses verbindliche Ziel erreichen will.

Diese negative Anforderung ist damit ebenfalls erfüllt,

2.4.4.5 Fazit

ro7. Aus den Ausführungen unter Ziff.2.4.4.L - 2.4.4.4 folgt, dass die Beschwer-
deführerinnen gemäss Art. 6 Ziff . 1 EMRK einen Anspruch auf eine gerichtliche
Beurteilung der von ihnen mit dem Gesuch vom 25. November 2016 einge-
reichten Rechtsbegehren haben.

108. Um den durch die EMRK garantierten Rechtsschutz sicherzustellen, haben sich
die Gesuchsgegner mit den Vorbringen der Beschwerdeführerinnen inhaluich
zu befassen und nach Gewährung des rechtlichen Gehörs neu über alle im Ge-
such gestellten Rechtsbegehren zu entscheiden.

Der Beschwerdegegner ist somit dazu verpflichtet, auf das Gesuch einzutre-
ten.

10e. Der Beschwerdegegner ist jedoch, ohne sich mit der im Gesuch in Ziff . 6.t.2
dargelegten Argumentation betreffend Art, 6 Ziff . t EMRK i.V.m. Art. 10 BV

sowie Art. 2 und Art. I EMRK überhaupt auseinanderzusetzen, auf das Gesuch

nicht eingetreten,
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1 10. Da die Beschwerdeführerinnen, wie oben bereits zur Voraussetzung des Be-

rührtseins in Rechten ausgeführt (vgl. Rz. 63), durch die gerügten unterlas-
sungen in ihren ureigenen Grund- und Menschenrechten betroffen sind und
keinesfalls, wie vom Beschwerdegegner behauptet, nur öffentliche Interessen
wahrnehmen, geht es hier um zivilrechtliche Ansprüche der Beschwerdeführe-
rinnen i.s.v. Art. 6 z,ff . 1 EMRK (vorne Rz. 98). Dass das Vorgehen der Be-

schwerdeführerinnen auch der Allgemeinheit dient, ändeft nichts daran, dass
die Beschwerdeftihrerinnen besonders betroffen sind und damit als Opfer ei-
ner EMRK-Verletzung qualifizieren.

Durch das Nichtanwenden von Art. 6 Ziff . 1 EMRK und das Nichteintreten auf
das Gesuch hat der Beschwerdegegner das durch die Verfassung garantierte
rechtliche Gehör (Art. 29 Abs. 2 BV) der Beschwerdeführerinnen sowie gleich-
zeitig auch Art. 6 ziff . 1 EMRK mít Bezug auf den Anspruch "to have one,s
case properly examined" (vgl. vorne Rz. 60) verletzt.

111.

2.5 Ergebnis

112. Zusammenfassend ist festzuhalten, dass

die Beschwerdeführerinnen durch die Unterlassungen der Gesuchs-
gegner betreffend Klimaschutz in ihren Rechten und Pflichten berührt
sind (Ziff. 2.3.2);

die Beschwerdeführerinnen ein schutzwürdiges Interesse an der Beur-
teilung der mit dem Gesuch vom 25. November 2016 gestellten

Rechtsbegehren haben (Ziff . 2.3.3)¡

den Beschwerdeführerinnen kein anderes Vorgehen als ein Gesuch im
Sinne von Art. 25a VwVG offenstand und somit die Voraussetzung der
Subsidiarität vorliegend erfüttt ist (Ziff. 2.3.Ð¡

- auch die anderen Eintretensvoraussetzungen von Art. 25a VwVG er-
füllt sind, was vom Beschwerdegegner auch anerkannt wurde
(ziff .2.3.L)¡
der Beschwerdegegner durch das Nichteintreten auf das Gesuch der
Beschwerdeführerinnen Art. 25a VwVG sowie wegen der mangelnden
Auseinandersetzung mit den Vorbringen im Gesuch das rechtliche
Gehör (Art. 29 Abs. 2 BV) der Beschwerdeführerinnen sowie Art. 6
ziff , L EMRK mit Bezug auf den Anspruch "to have one's case pro-
perly examined" verletzt hat (Ziff .2.3.5);
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der Beschwerdegegner auf das Gesuch der Beschwerdeführerinnen

vom 25. November 2o16 aufgrund des Vorliegens aller voraussetzun-
gen von Art. 25a VwVG einzutreten hat (Ziff . 2.3.5);
der Beschwerdegegner auf das Gesuch der Beschwerdefrihrerinnen

vom 25. November 2016 darüber hinaus auch gestützt auf die Ver-
fahrensgarantien gemäss Art. 6 ziff . L und Art, 13 EMRK einzutreten
hat (ziff. 2.a.a.5);

der Beschwerdegegner sich i.s.v. Art. 29 Abs. 2 BV und Art. 6 ziff . l
EMRK (vgl. oben Rz. 111) mit den vorbringen der Beschwerdeführe-
rinnen inhaltlich zu befassen und nach Gewährung des rechUichen

Gehörs neu über die im Gesuch gestellten Rechtsbegehren zu ent-
scheiden hat (Zif|. 2.4.4.5).

4B



Aus all diesen Gründen ersuchen wir Sie höflich um Gutheissung der eingangs gestell-

ten Rechtsbegehren.

Freundliche Grüsse

RAin Dr. Ursula Brunner

Beilagen gemäss separatem Verzeichnis
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A. Sachverhalt

1.1 Mit Schreíben vom 25. November 2016 ersuchen der Verein KlimaSeniorinnen Schweiz, Ruth
Schaub, Marie Eve Volkoff Peschon, Bruna Giovanna Olimpia Molinari und Gabrielle Thérèse
Budry (nachfolgend die Gesuchstellenden) den Bundesrat, das Eidgenössische Departement
für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK), das Bundesamt für Umwelt (BAFU)
und das Bundesamt ftir Energie (BFE) (nachfolgend: die angeschriebenen Bundesvenrualtungs-
behörden) um Erlass einer Verfügung im Sinne von Artikel 25a des Verwaltungsverfahrensge-
setzes vom 20. Dezember 1968 (VwVG; SR 172.021)sowie derArtikel 6Ziffer 1 und 13 der
Konvention vom 4. November 1950 zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
(EMRK; SR 0.101).

Die Gesuchstellenden verlangen von den angeschriebenen BundesverwaltungsbehÖrden, dass
diese jeweils in ihren Verantwortungsbereichen über die Einstellung der gerügten verfassungs-
und EMRK'widrigen Unterlassungen entscheiden und alle verfassungs- und völkerrechflich not-
wendigen Handlungen veranlassen, die zur Erfüllung der wissenschaftlich nötigen und völker-
rechtlich verbindlich vereinbarten Klimaschutzziele erforderlich seien. Als verfassungs- und
EMRK-widrig rügen die Beschwerdeführenden einerseits, dass das Emissionsreduktionsziel
von minus 20 Prozent gegenüber 1990 fü¡ das Jahr 2020 sowie das derzeit im Vorverfahren
der Gesetzgebung bis 2030 entworfene inländische Emissionsziel von 30 Prozent zu tief ange-
setzt seien und andererseits, dass die Reduktionsmassnahmen nicht nur hinsichilich des aktu-
ellen Ziels ttn 2020, sondern umso mehr hinsichtlich der hÖheren, verfassungs- und völker-
rechtskonformen Ziele für 2020 und 2030 ungenügend seien,

Die Gesuchstellenden machen geltend, die gerügten Unterlassungen wür.den das Recht auf
Leben, das Nachhaltigkeitsprinzip und das Vorsorgeprinzip verletzen (Art. 10, 73 und 74 der
Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 1 8. April 1999 [BV; SR 101]).
Verletzt würden auch EMRK-Rechte, namentlich das Recht auf Leben, auf Gesundheit und
körperliche lntegrität, welche durch die Artikel 2 und I EMRK geschützt seien.

'1.2 Gestützt auf diese Überlegungen stellen die Gesuchstellenden folgende Rechtsbegehren:

1. Es haben die angeschriebenen Bundesverwaltungsbehörden in lhren zuständigkeitsberei-

chen sämlliche Handlungen vorzunehmen, die nötig sind, um die Trelbhausgasemissionen

bls 2020 so zu reduzleren, dass der Beltrag der Schweiz dem <deutlich unter 2-Grad-Ziel>

ftir die maximale Erderwärmung, evenluallter mindeslens dem 2-Grad-Ziel, entspricht, und

damit die dlesem Ziel enlgeg€nstehenden wlderrechllichen Unterlassungen einzustellen. lns-

besondêre:

a, habe der Bundesrat die Aufgaben des Bundes ¡m S¡nne von Artikel 74 Absatz 1 BV und

deren Eltillung im Klimabereich mil dem akluellen Klimaziel auf ihre Übereinstimmung

mit den Zielen in Artlkel 74 Absatz2 BV und 73 BV sowie mit der staallichen Schulzpfllcht

nach Artlkel 10 Absatz 1 BV sow¡e Artlkel 2 und I EMRK zu überprüfen und für die Zeil

bls 2020 ohne Verzug elne neue LÖsung zu entwickeln, mit welcher der Beilrag der

Schweiz dem (deutllch unter 2-Grad-Ziel), evenluel¡ter mindestens dem 2-Gred-Zlel,

entspr¡cht, wobêi sich eino solche Lösung im Bere¡ch von mindestens 25 Prozent Reduk-

tion der Treibhausgasemissionen bis 2020 gegenûber 1990 zu bewegen hat;

b, habe der Bundesrat g€genüber dem Parlament wle auch gegenfiber der Öffentlichkeit zu

kommunlzieren, dass zur Elnhaltung der slaatllchen Schutzpflichten der Schweiz und zur
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Elnhaltung d€8 Vorsorge- und Nechhaltlgkeltepdnzlps bl¡ 2020 elno Redukilon d€rfrelb-
hauegaoemlaslonen geboten lBt, dle dom (doulllch unter 2-Orad¿lolD, evontuallt€r mln.

dest€ns dem z-Grad-zlel, entsprlcht waa elne lnlåndlsche Trelbheuegas.Redukilon bls

2020 von mlndestens 26 Prozent g€genl¡ber i990 vedangl;

c' haben de¡ Bundesral, das UVEK und da¡ BAFU ohno vêrzug durch Bundosrals-, Depar-

tement8- oder Amleentscheld eln vorverfahren der oesetzgobr¡ng ausáulöaen mlt dem

Zlel alîas Zl¡1. La entsprechonden Emlsolonsredukíonszlols:

d. habe d€¡ Bunde8rat lm Rahmen von Zlff. i,c dag pa¡lámenl ln der Botsctafl darober zu

lnformlsr€n, dass mlt dem neuon Vorschlag zum Emleslonar€duküonszlel dle Verfas-

aungs- und EMRK-Wldrlgkelt beselflgt whd.

Es haben dle angerchdebenen Bundesverwaltungsbehörden ln lhren Zusländlgkgltsb€reþ

chon Båmtllche Redukllonsma¡¡nahmen zu ergrellen, dle nôüg slnd, um das Trelbhauagae-

Redukllonszlel lm slnne vonzlll, i, d.h. mlndoBt€ns 26 prozent rrelbheusgasredukllon ge-

gen0b€r 1990 bls 2020, zu er¡elchen, und damlt dle wtd€rrecmllchon unterlaEsungen olnzu-

etellen. lnebesonde¡e:

e' habe der Bundosret lm Rahmon von Zlff. l.a Maesnahmen zrr Zlelerrelchung zu profen;

b. habe dsr Bundesrål lm Rehmon von Zlff, ,l.b enteprechende MaEsnahmen zu¡ Zlelenel.

chung zu kommunlzlergn;

c. haben der Bundesral, das UVEK oder das BAFU lm Rahman von zlff. l.c MaeBnehmen

zur Zlelenelchung ln das vorvorfehr€n der G€setzg€bung elnzuschllessen,

Es habEn clle angeschrleb€nen Bundesverwalturìg8behÖrd€n ln lhren Zuständlgkeltsberel-

chen såmlllche Handlung€n vorzunehmen, dlo nötg glnd, um dlo Emlsslonen bl¡ 2030 go zu
reduzle¡en' dass d€r Bellrag der Schwelz d€m cdeutlloh unt€r 2.Grad-Zleln f0r dle maxlmale

Erdem/ärmung, evenruarlrer mrndestens dem 2-Grad-Zrer, entsprlcht, und damlt dre dlesem

Zlel entgegenetehenden wldenechülchen unto¡lasEung€n Elnzustellen. lngbeeondore:

a. haben der Bundesrat, das UVEK oder deo BAFU lm Rehmen dæ Vorverfahrens der Gê-
setzgebung sämtllche Handlungen vorzunehmon, dle dazu f0hren, dass dor Beltrag der

Schwelz an das (deutlfch unt€r 2-Orad-Zl€b, eventuallter an das mlndestens Z-Grad-Zlel

lm lnland orrelcht wlrd, wae elne lnländlscho Redukllon der Trelbhauegaseml¡slonsn der
Sohwelz bls 2030 g€g€nuber 1Og0 um mlndestens 50 prozenl v€rlangt;

b. habon der Bundearal, dae UVEK oder dab BAFU sämlllche Reduküonem¿esnahmen ln
das Vorwrfah¡en dor G€setzgebung elnzuschllsss€n, dle nö{g elnd, um das Tralbhaus-

gae-Reduktlonezlel lm Slnne vonZltl, g.a zu erolch€n.

4' E¡ haben dle angeechrlebenen Bundesv€nrallungsbehörden ln lhren zuståndlgk€ltsberel.

chen eåmülche R€dukllonsmassnahmen zu ergrelfen, dle nöllg slnd, urn da8 akluslle Trolb-

hau6gas'Rodukllon8zlol von 2O Prozônt zu errelchen, und damll dle wlderechlllch6n Un16r-

lassungen elnzu¡tsllen, lnebesondere:

a. habe da¡ BAFU ohne Verzug dle Berlcht€rstettung der Kanlono ober lhre tochnlgchen

Ma¡anahmen zu¡ Vermlnderung der coe-Emleslonen von Gobäuden olnzuholen;

b. habe dae BAFU zu pllfen, ob dle kantonale Berlchtorotailung Angaben 0ber dle gelroffÈ

nen und goplant€n coe- wlrk8emen Massnahmon und der€n wrtung enthält sowle dle



Entwlcklung der coz-Eml¡glonen der Gebäude auf dem Kanlonegeblet aufzolgt, und nt!
üg€nfalls Nachbesoerung zu v€rleng€n;

e. habe das BAFU zu 0b€rpdlfon, ob dl€ Krnlono dabel elnd, Gobåud€stendards ll¡r Neu-

und Allbeuten zu erlasoen, dle dem aKuollen Stand der Technlk ontoprschen;

d. hab€n der Bundesrat, dae uvEK urú das 8AFU bel noga0vom profungsrcsultat gomåBg

Zlff,4.c dle nöllgen Maesnahmen gegonüberden entsprochondon Kantonen zu ergrelfen;

nötlgonfalls elnd Handlungen vorzunehmen, dle darauf gerlchtet slnd, auf Bundeoebene

G€båudestandarda fa¡r Neu- und Altbsuton, dle dom ekluoll€n stand derTechnlk entsprÈ

chen, zu erlaeeen;

r- habe da8 uvEK bel elnrir veíehlung des sektorlellen Zwlschdnzlels 2otõ lm Gebåud+

borelch zu analysl€r€n, wo kanlonalor v€rbees€rungebedaif besteht, und dem Bunde8rat

weltere whksamð Massnahmon vorzucchlagen;

f. haben derBundeerat, dae UVEK unddae BAFU Handlungen vorzunohmon, dle aufelne

raschere Erhöhung der COz-Abgabe auf Brenngtoffen zlelen;

g' hebe das BFE von lmporlour€n von Personenwagen dem tatsåchllchen Ausstogs ent-

eprechende Messunggn von coz-Emleslonen von pe¡sonenweg€n olnzufordomi

h. habe das UVEK angerlchls des voreugelohülchen V€rl€hleng dec eeklorlellen Zwlechen-

zlals 2016|m Vsrkehrsberolch unverzllgllch weltere wlrksame Messnehm6n auszuarbel-

ten und d€m Bundeorat vorzuschlagen; ln¡besondere hebe der Bundesral Handlungen

zur Fördorung der Elektromobllltåt vozunehmen, oder aber nachzuwelsen, dae¡ dae eek-

torlelle Zwlsohenzlel ln A¡llkel 3 Absalz 2 CO¿-Verordnung euch ohne elne solche Förde-

rung enelcht werden kann, und haben der Bundeorat, das UVEK und das BAFU Hand-

lung€n votz unehmen, dlo auf olno Erhöhung d€s Kompensallon8salzeo fûr dl€ Kompen-

eqtlon von COz-Emleslonen aus Trelbstoft€ri gerlchlet slnd;

I' habe der Bundeerat ln umfassender Wdee dle Wlfieamkelt der Masenahmon nach dem

CO¿'Geeelz und dle Notwendlgkelt weltsrêr Massnahmen zu 0boipr{¡fen, dem parlament

Uber dle Ergebnlese oelner Evaluatlon B€rlcht zu orstetten und unverzogllch Schrltte eln-

zulolten' dl€ notw€ndlgen Massnahmen noch fllr dle Perlode blo 2020 umzugetzen.

5. Evontuallter zu don R€chtsbegehren 'l - 4 sel featzuðtsllen, dass dle Jewelllgen Unterlessun.

gen wlderrechtllch oelen.

Díe Gesuchstellenden stellen zudem den Verfahrensantrag, Es sei zeltnah 0ber die Rechtebe-
gehren 1 - 5 zu verft¡gen.
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B. Einleftende Bemerkungen

Bevor geprüft wird, ob in casu die Eintretensvoraussetzungen gemäss Artikel 2Sa VwVG erfüllt
sind, folgt zunåchst ein Einblick in die schweizerische Klímapolitik.

1.1 Allgemeines: Grundlagen der Schweizer Klimapolitlk und aktueller Stand

Die Schweiz blickt bereits auf eíne längere klimapolitische Geschichte zurtick. tm Jahr 1993
wurde die Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (United Nations Framework Conven-
tion on climate change, UNFCCC; SR 0.814.01) ratifiziert. Damit hat sich die Schweiz bereit er-

. klärt' die internationalen Anstrengungen zur Bekämpfung des Klimawandels milzutragen. Mit der
Untezeichnung des Kyoto-Protokolls 1997 folgte eine verbindliche Verpflichtung zur Reduktion
der Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen). Diese Verpflichtung wurde zunächst mit dem
COz-Gesetz vom 8. Oktober 1999, das am 1. Mai2000 ín Kraft trat, in nationales Recht uberführt.
ln seiner ersten Phase setzte das Gesetz vornehmlich auf freiwillige Massnahmen in den Sekto-
ren Energie und Verkehr sowie auf unterstf.iÞende Anstrengungen im Rahmen der Umwelt- und
Finanzpolitik' 2001 begann die Wirtschaft unter dem Dach der Energie-Agentur der Wirtschaft
(EnAW) mit dem Abschluss freiwilliger Zielvereinbarungen zur Reduktion der Coz-Emissionen
und zur Steigerung der Energieetfizienz,lm Jahr 2003 ratifizierte die Schweiz das Kyoto-protokoll
(SR 0'8'14.011). lm Rahmen der COz-Gesetzgebung beschloss der Bundesrat im Jahr 2005 auÊ
grund der ungenÜgenden Emissionsreduktionen eine COz-Abgabe auf fossilen Brennstoffen, die
als subsidiäre Massnahme in der Gesetzgebung verankerl war und schliesslich nach vorgängiger
Genehmigung durch das Parlament 2008 erstmals eingeftihrt wurde, und genehmigte den so
genannten Klimarappen auf Treibstoffen (2005-2012). Die COz'Abgabe auf fossilen Brennstoffen
war bereits damals als Lenkungsabgabe konzipiert. Es wurden keine fiskalischen Zielsetzungen
verfolgt; díe Abgabeeinnahmen sollten vollständig und anteilsmässig an Wirtschaft und Haushalte
rtlckverteilt werden. lm Jahr 2010 wurde das vom Parlament beschlossene Gebåudeprogramm
von Bund und Kantonen eingeführt. Das Programm wurde über eine Teilzweckbindung zu einem
Drittel aus den Einnahmen aus der Coz-Abgabe auf Brennstoffen (zuzeilmaximal 300 Mio. Fran-
ken pro Jahr) sowie durch Beitråige der Kantone finanziert, Es fördert die energetische Sanierung
der GebäudehÜllen, den Einsatz erneuerbarer Energien, die Abwärmenutzung und die Optimie-
rung der Gebäudetechnik, Auf die Einftihrung einer COz-Abgabe auf Treibstoffen wurde vezich-
tet, jedoch die von der ErdÖlwirtschaft vorgeschlagene Stiftung Klimarappen eingesetzt. Diese
hat sich zur Erbringung von in- und ausländischen Emissionsreduktionen verpflichtet und in der
Periode 2008-2012 kumulierte Eínsparungen im Umfang von rund 18 Mio, Tonnen Coz-Aquiva-
lenten (COzeq; davon 16 Mio. Tonnen im Ausland) realisiert.

Mit der Ratifizierung des Kyoto-Protokolls 2003 verpflichtete sich die Schweiz, ihre THG-Emis-
sionen im Zeitraum 2008'2012 um I Prozent gegenüber 1990 zu reduzieren. Diese Vorgabe
wurde auf nationaler Ebene in ein Reduktionsziel ftir die energiebedingten COz-Emissionen von
minus 10 Prozent gegenüber 1990 überftihrt, wobeizusätztich Teilzielefür Brennstoffe (minus 15
Prozent) und Treibstoffe (minus 8 Prozent) festgelegt wurden. Der Freiwilligkeit wurde ein hoher
Stellenwert eingeräumt, Der Gesetzgeber übertrug Agenturen und Branchenverbänden (insbe-
sohdere der EnAW und der Stiftung Klimarappen, aber auch dem Verband auto-Schweiz, mit
dem der Bund eine freiwillige Vereinbarung zur Reduktion des Treibstoffuerbrauchs abschloss)
bedeutende Vollzugsaufgaben in den Sektoren Gebåude, Verkehr und Wirtschaft. Neben den
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freiwilligen Anstrengungen trugen die Massnahmen des COz-Gesetzes - namentlich die COz-
Abgabe auf fossilen Brennstoffen und das Gebäudeprogramm - mit dazu bei, dass die Schweiz
(zusätzlich unter Anrechnung im Ausland enryorbener Emissionsreduktionszertifikate) ihr Reduk-
tionsziel erfüllen kon nte,

Am 1. Januar 2013 trat das neue COz-Gesetz vom 23, Dezember 2011 in Kraft. Dabei wurde der
Geltungsbereich des bisherigen Gesetzes auf sämtliche international geregelten Treibhausgase
ausgedehnt und so gleichzeitig die sektorielle Abdeckung erweitert. Das im Gesetz festgehaltene
Ziel, dieTHG-Emissionen bis 2020 um 20 Prozent gegenüber 1990 zu reduzieren, sóll grund-
sätzlich mit Massnahmen im lnland erreicht werden. Anstelle von Freiwilligkeit traten vermehrt
regulative und markwirtschaftliche lnstrumente. Die bereits bestehenden lnstrumente wurden
weiter verschärft und ausgebaut. Die COz-Abgabe auf fossilen Brennstoffen wird weitergeführt
und in Abhängigkeit von der Emissionsentwicklung schrittweise erhöht, wobei das Parlament den
ursprünglichen Maximalsalz von 210 CHF pro Tonne COz des COz-Gesetzes vom 8. Oktober
1999 im aktuellen COz-Gesetz auÍ 120 CHF pro Tonne COz begrenzte. Die Teilzweckbindung
der Einnahmen aus der COz-Abgabe für das Gebäudeprogramm wurde aufgestockt. Der Klima-
rappen wurde durch eine Kompensationspflicht für die lmporteure fossiler Treibstoffe ersetzt, und
die 2010 im Rahmen einer Teilrevision aufgenommene Kompensationspflicht für Betreiber fossil-
thermischer Kraftwerke wird weitergeführt. Treibhausgasintensive Unternehmen sind seit 2013
von der COz-Abgabe befreit, aber in ein Emissionshandelssystem eingebunden, Kleinere und
mittlere Unternehmen können sich unter bestimmten Voraussetzungen ebenfalls von der COz-
Abgabe befreien lassen, müssen sich aber im Gegenzug gegenüber dem Bund zu einer Reduk-
tion ihrer THG-Emissionen verpflichten. Neben diesen sowie den weiteren lnstrumenten des COz-
Gesetzes tragen Massnahmen aus anderen Bereichen, beispielsweise der Energie-, der Ver-
kehrs- und der Agrarpolitik, sowie die Anstrengungen der Kantone im Gebäudebereich zu den
notwendigen Emissionsreduktionen bei.

Die getroffenen Massnahmen haben Wirkung gezeigt. lm Jahr 2Ol4lagen die THG-Emissionen
rund 10 Prozent unter dem Wert von 1990. Dies ist angesichts des anhaltenden Bevölkerungs-
wachstums, der mehrheitlich positiven Entwicklung der Wirtschaft sowie der zeitweise sehr tiefen
Olpreise durchaus ein Erfolg. Die Reduktionen fallen aber dennoch geringer aus als erhofft. Die
Gesuchstellenden haben dafür einige Gründe genannt. Hervozuheben ist die unzureichende Re-
duktion der Emissionen im Verkehrssektor, lm Jahr20l4lagen diese Emissionen rund 10 prozent

hÖher als 1990; gemäss dem in der COe-Verordnung definierten Zwischenziel wäre für 201S eine
Stabilisierung im Vergleich mit 1990 gefordert. Die steigenden Fahrleistungen haben die in den
letzten Jahren erzielten Etfizienzfortschritte allerdings weitgehend kompensiert. Dazu kommen
die Abweichungen zwischen realem Verbrauch von Treibstoffen und den Herstellerangaben ge-
mäss Neuem Europäischem Fahrzyklus (NEFZ), die die Wirkung der Emissionsvorschriften für
neue Personenwagen spürbar untergraben, Das UVEK hat in einem ktizlich erschienenen Be-
richt zur bisherigen Wirkung der Emissionsvorschriften auf diese Problematik aufmerksam ge-
macht und Verbesserungen in Aussicht gestellt.l Es ist zu erwarten, dass sich die Situation mit
lnkraftsetzung des neuen Prüfverfahrens ,,worldwide harmonized light vehicles test procedure,,
(WLTP) ab2017 mittelfristig verbessert. lm Gebäudebereich lagen die Emissionen2Ol4 rund 30

,Auswirkungen der COz-Emissionsvorschriften für neue personenwagen 2OIZ-ZOIS", Bericht zuhanden der
UREK-N und UREK-s, abrufbar unter ht!p-lvl^¡¡,v..bleédmi¡.ch/thernein/00507/0s318/in-
dex. htrrrl?lanq=de&elossier icl=06740
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Prozent unter dem wert von 1990 und damit schon deutlich unter dem Zwischenziel für 2015 (-
22 Prozenl). Die starken witterungsbedingten schwankungen zeigen aber, dass immer noch zu
viele fossile Heizsysteme im Einsatz sind und dementsprechend wêiterer Handlungsbedarf be-
steht' Ebenfalls auf Kurs sind die Emissionen im lndustriesektor (inklusive Emissionen aus der
Abfallverbrennung sowie Prozessemissionen), die 2014 rund 13 prozent tiefer waren als 1g90
und damit bereits in der Nåhe des Zielwertsfltr202o (-15 Prozent) liegen. Die übrigen THG-
Emissionen schliesslich sind im Vergleích mit 1990 um rund 6 prozent gestiegen, Grund dafür ist
vor allem die starke Zunahme der Emissionen von synthetischen Treibhausgasen wie Fluorkoh-
lenwasserstoffen (hydrofluorcarbons, HFC) und schwefelhexafluorid (sFo), die aber mittelfristig
insbesondere aufgrund der strikteren Regulíerung besonders umweftschädlicher Kältemittel wíe-
derzurückgehen dürften. Die Emissionen der Landwirtschaft sind zwischen 1gg0 und 2014 dank
tíeferen Tierbeständen und geringerem Einsatz von Düngemitteln um rund 10 prozent gesunken.

Artikel 40 des geltenden coz-Gesetzes verpflichtet zu einer regelmässigen überprüfung der
wirksamkeit der getroffenen klimapolitischen Massnahmen. Diese überprtifungen sollen neben
der erzielten wirkung jeweils auch MÖglichkeiten zur verbessèrung und zur weiterentwicklung
aufzeigen' Zu beachten ist dabei, dass viele lnstrumente erst seit wenigen Jahren in Kraft sind
und dementsprechend erst Erfahrungen gesammelt werden mrissen, bevor eine Evaluation sinn-
voll ist' Das BAFU ha|201512016 erstmals eine umfangreiche Wirkungsabschätzung der coz-
Abgabe durchgeführt und konnte aufzeigen, dass die Abgabe bereits im Zeitraum 200g-2013 mit
noch relativ tiefem Abgabesatz zu beträchtlichen Emissionsreduktionen geführt hat, dass aber
ebenso weítere schritte der Abgabeerhöhung notwendig sind,2 Die Modellrechnungen zur Ab-
schåtzung der wirkung werden 2017 erneuert. Ebenfalls umfassend untersucht wurden die di-
versen Zielvereínbarungen mit Bund und Kantonen.3 Dabei wurde festgestellt, dass viele unter-
nehmen ihre Ziele entweder bereits übertroffen haben oder bis 2020 übertreffen werden. Des
weiteren liegen Evaluationen zur wirkung der Emissionsvorschritten ftir neue personenwagen
(siehe Fussnote 1), des Gebåudeprogrammsa (auch von den Gesuchstellenden referenziert) so-
wie Prüfberichte der Eidgenössischen Finanzkontrolle zur Lenkungswirkung des Emissionshan-
dels, zur Kompensationspflicht lmporteure fossiler Treibstoffe (zu der das BAFU zus¿tzl¡"rr e¡ne
eigene Evaluation erarbeiten liesss) sowie zum Technologiefonds vor.o Die darin formulierten
Empfehlungen sind enfweder bereits umgesetzt oder werden künftig zu weiteren Verbesserungen
der lnstrumente beitragen. Es kann somit davon ausgegangen werden, dass die wirkung aller
untersuchten rnstrumente in den nächsten Jahren weiter zunimmt,

Darüber hinaus hat die schweiz im Bereich der Anpassung an den Klimawandel bereits Grund-
lagen gelegt und Anstrengungen unternommen. Der Bundesr al hal2o14 im Rahmen seiner An-

2

3

¡t

Abrubar unter httos:l/www.bafu.admin.ch/co2_abqabe,,,Dokumente,,.
Abf Ufu af Unter htto://www. hfc arlm irr .hltt.*l^ ¡nÃr .^,^. ^,,t -. ^.. -
Abrufbar unter htt¡¡s:
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passungsstrategie einen Aktionsplan verabschiedet, der insgesamt 63 Massnahmen aus diver-
sen Bereichen zusammengefasst.T lm Vordergrund stehen dabei die Überprüfung der Rahmen-
bedingungen für die Anpassungen an den Klimawandel sowie die weitere Verbesserung der Wis-
sensgrundlagen durch Forschung und Monitoring. Die Umsetzung dieses Aktionsplans erfolgt in
enger Koordination mit den betroffenen Akteuren, insbesondere den Kantonen, Städten und Ge-
meinden, Die Anpassungsstrategie und deren Umsetzung werden laufend evaluiert und entspre-
chend für die Zeit nach 2020 weiterentwickelt. Neben der Reduktion der Emissionen wird die
Anpassung an den Klimawandel auch im zukünftigen COz-Gesetz (Art. 8) den zweiten pfeiler der
Schweizer Klimapolitik bilden. Dies trägt den Anliegen der Gesuchstellenden Rechnung, indem
die Bevölkerung vor jenen Auswirkungen des Klimawandels geschützt werdFn soll, die sich selbst
bei Erreichung der gesetzten Reduktionsziele nicht mehr verhindern lassen.

Ob das Reduktionsziel für das Jahr 2020 erreicht wird, kann noch nicht definitiv beurteilt werden.
Klar ist, dass sich die bisher ezielten Reduktionen weiter fortsetzen müssen und insbesondere
im Verkehr eine Trendwende notwendig ist. Das erste Massnahmenpaket der Energiestrategie,
das bei einer Annahme durch das Volk im Mai 2017 anfangs 2018 in Kraft tritt und bis 2020
verschårfte Grenzwerte für neue Personenwagen und neu auch Emissionsvorschriften für leichte
Nutzfahzeuge vorsieht, dürfte dazu einen spürbaren Beitrag leisten. Das Treibhausgasinventar
f ür das Jahr 2015, das im April2017 veröffentlícht wird, wird zeigen, ob die in der COz-Verordnung
festgelegten Zwischenziele erreicht worden sind. Würde das gesetzliche Reduktionsziel von mi-
nus 20 Prozent im Jahr 2020 gegeniìber 1990 verfehlt, mijsste der Fehlbetrag durch entspre-
chend verstärkte Reduktionsmassnahmen in der nachfolgenden Verpflichtungsperiode 2021-
2030 wettgemacht werden.

1.2 Einordnung und Beurteilung der geltenden Klimagesetzgebung bis 2020

Die im Februar 2008 eingereichte eidgenössische Volksinitiative,,Ftir ein gesundes Klima,, ver-
langte für die inländischen THG-Emissionen ein auf Verfassungsstufe festgeschriebenes Re-
duktionsziel von minus 30 Prozent im Jahr 2020 gegenilber 1990. ln seiner Botschaft zur
Klimapolitik nach 2o128 hat der Bundesrat dargelegt, dass er das Anliegen der lnitiative unter-
stützt und den Handlungsbedarf anerkennt. Er kritisierte aber die zu geringe Flexibilität, die sich
aus dem geforderlen Verzicht auf Massnahmen im Ausland ergeben hätte, und sprach sich für
ein international abgestimmtes Vorgehen der Schweiz aus. Der Bundesrat schlug daher mittels
indirektem Gegenvorschlag ein Reduktionsziel von gesamthaft 20 prozenlfür das Jahr 2O2O
gegenüber 1990 vor, welches im Rahmen der ohnehin notwendigen Totalrevision im COz-Ge-
setz verankert werden sollte. Maximal die Hälfte der nötigen Reduktionsleistung sollte dabei
durch Massnahmen im Ausland erzielt werden können. Der Bundesrat äusserte zudem klare
Bereitschaft, das Ziel auf minus 30 Prozent zu erhöhen, sofern sich andere lndustrienationen
und insbesondere die EU ebenfalls für vergleichbare Ziele entscheiden. Er legte ebenfalls dar,
dass die Emissionen über 2O2O hinaus weiter abgesenkt werden müssen, damit die Schweiz
ihre internationalen Verpflichtungen einhalten kann. Der Bundesral ging davon aus, dass dafrlr
die Emissionen pro Kopf bis Mitte Jahrhundert auf 1-1,5 Tonnen COzeq abgesenkt werden

7 Abrufbar unter
l,l;^ ^...-.-r^r ¡-

Abrufbar unter hLtps://www, adrn¡n. ch/chldlffl2000/7433-odf
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müssen' was einer Reduktion der inländischen THG-Emissionen von 70-gs prozent gegenüber
1990 entspricht' Diese langfristigen Zielsetzungen haben im Grundsat z nachwie vor Gültigkeit.
Mittlenryeile ist allerdings klar, dass die Emissionen schneller abgesenkt werden müssen und
die Reduktion von bis zu 85 Prozent Þereits im Jahr 20s0 erreicht werden muss. ln der zweiten
Hälfte des Jahrhunderts ist ein Netto-Null-Emissionsniveau anzustreben, damit das internatio-
nal anerkannte Ziel, die globale Envärmung unter 2 Grad celsius zu halten (nachfolgend ,,2.-Ziel"), mit genügend grosser Wahrscheinlichkeit erreicht werden kann.

Das Parlament folgte schliesslich dem indirekten Gegenvorschlag des Bundesrates, passte
diesen aber in einigen wichtigen Punkten an. so muss das Reduktionszíel von minus 20 pro-
zent vollständig mit Massnahmen im lnland erreicht werden. Dieses könnte ,,im Einklang mit
internationalen Vereinbarungen" auf minus 40 Prozenterhöht werden, wobei maximal 75 pro_
zent der dafür zusätzlich notwendigen Reduktion im Ausland erfolgen dürften. Die Erhöhung
blieb an die Bedingung geknilpft, dass die wichtigsten Handelspartner ihre Ambition ebenfalls
erhöhen' Dies war bis anhin nicht der Fall. Die schweiz hat zudem 2015 beschlossen, ihre
Anstrengungen im Rahmen des Kyoto-Protokolls auch ím Zeitraum 2o1g-2o2oweiterzuftihren.
Dies in umsetzung ihrer am 8, Dezember 2012 in Doha in einer breit abgestützten inlernatio-
nalen Vereinbarung feslgehaltenen Ankündigung, ihre Emissionen bis 2020 um 20 prozent re_
duzieren' umgelegtauf die Periode 2013-2o2omüssen die Emissionen im Mittelum 1s.g pro-
zent tiefer sein als 1990' Bislang haben die EU und auch die schweiz auf eine Erhöhung der
Ambition bis 2020 verzichtet.

sowohl der Bundesrat als auch das Parlament haben den Handlungsbedarf erkannt und bis
2020 ziele und Massnahmen festgelegt, die einen Beitrag der schweiz zum 2. -zielsicherstel-
len Dies ist auch im Zweckartikel (Art. 1 Abs. 1) des coz-Gesetzes festgehalten. Daraus ergibt
sich eine verpflichtung, die notwendigen Anstrengungen zu unternehmen, Der Bundesrat ist
ebenfalls verpflichtet, dem Parlament rechtzeitig Vorschläge für Reduktionsziele für die Zeit
nach 2020 zu unterbreiten und damit dafilr zu sorgen, dass die Emissionen über 2020hinaus
weiter abgesenkt und die Kompatibilität mit dieser globalen Zielselzung gewährleistet werden
kann' Er ist sich ebenfalls bewusst, dass dafür die Anstrengungen zuktrnftig deu¡ich erhöht
werden müssen Diese Tatsachen waren auch dem Parlament bei der Verabschiedung des
aktuell gültigen coz-Gesetzes sowie bei der Genehmigung der Anderung von Doha des Kyoto-
Protokolls bekannt.

Bundesrat und Parlament sínd sich einig, dass die schweiz ihre Klimapolitik mit dem Ausland
abstimmen muss' Voraussetzung für eine wirksame Bekämpfung der Klimaen¡värmung ist ein
international abgestimmtes Vorgehen und das Mitwirken sämflicher Emittenten. Die schweiz
hat sich auf internationaler Ebene in den vergangenen Jahren stark für eine solche globale
Zusammenarbeit eíngesetzt, Eine im Vergleich zu den wichtigsten Handelspartnern deutlich
hÖhere Zielsetzung hätte zwar eine gewisse Signalwirkung, w¡rde aber unter Umständen dazu
führen, dass emissionsintensive Aktivitäten ins Ausland verlagert werden. Damit würde n zwar
die Emissionen in der schweiz zurückgehen, an den Auswirkungen auf den Klimawandel würde
sich jedoch nichts ändern. Eine unilaterale Erhöhung der Ziersetzung inklusive entsprechend
verschärfter Massnahmen würde somit dem übergeordnelen Anliegen der Gesuchstellenden,
die Klimaen¡värmung möglichst auf unter 2" zu begrenzen und damit den negativen Folgen des
Klimawandels entgegenzuwirken, mÖglicherweíse zuwiderlaufen. wie erwähnt, ist in Artikel 1
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Absatz 1 des COz-Gesetzes klar festgehalten, dass das Gesetz einen Beitrag zur Beschrän-
kung des globalen Temperaturanstiegs auf unter 2"C leisten soll. Das 2"-Ziel wurde also nicht
aus den Augen verloren, Dessen Erreichung ist aber ein langfristiger Prozesi, der nur dann
erfolgreich sein und damit zur Erfüllung der Anliegen der Gesuchstellenden führen kann, wenn
alle Staaten koordiniert in dieselbe Richtung arbeiten.

Ein wichtiger Schritt dazu erfolgte Ende 20'15. Mit dem Abkommen von Paris strebt die interna-
tionale Staatengemeinschaft an, die globale Erurrårmung auf deutlich unter 2"C, wenn möglich
auf 1,5"C, zu beschränken. Das Abkommen trat am 4. November 2016 in Kraft; der Bundesrat
möchte es 2017 ralifizieren Daraus ergibt sich eine klare Verpflichtung, die Emissionen in hö-
herem Umfang abzusenken. Anstrengungen, die bis 2020 nieht unternommen werden, müssen
später nachgeholt werden. Dies gilt nicht nur für die Schweiz, sondern für die Staatengemein-
schaft insgesamt. lm Fokus steht somit bereits der Zeitraum nach 2020', die Unterzeichner des
Übereinkommens von Paris sind aufgefordert, ihre bereits mittels ,,lntended Nationally Deter-
mined Contributions" (INDC) eingereichten Reduktionsabsichten nun in die jeweiligen nationa-
len Gesetzgebungen zu tlberfrJhren und umzusetzen, Es ist folglich nicht davon auszugehen,
dass díe Ambitionen bis 2020 noch substanziell erhöht werden. Angesichts des kuzen Zeit-
raums scheint eine Erhöhung der Zielsetzung der Schweiz Íir 2O2O wenig zielführend. Eine
solche Erhöhung bedürfte zudem weiterer Massnahmen und einer Anpassung der geltenden
COz-Gesetzgebung. Dafür ist der Zeitraum zu kurz. Zenlral ist, dass nun die Voraussetzungen
dafür geschaffen werden, um möglichst das maximale Erwärmungsziel des übereinkommens
von Paris einhalten zu können. Diesen Ansatz verfolgt auch der Bundesrat, wie im nächsten
Unterkapitel erläutert wird,

1.3 Elnordnung und Beurtellung der Klimagesetzgebung post 2020 (Stand nach Vemehmlas-
sung, März 2017)

Der Bundesrat hat auf internationaler Ebene im Februar 2015 mittels INDC ein Reduktionsziel
von minus 50 Prozent bis 2030 gegenüber 1990 angektindigt. lm Sinne eines indikativen Ziels
hat er zudem bekräftigt, die Emissionen bis 2050 um 70-85 Prozent gegent¡ber 1gg0 zu redu-
zieren und damit lålngerfristig die Emissionen pro Kopf auf 1-1,5 Tonnen COzeQ zu senken.e
Den Gesetzesentwurf zur Klimapolitik nach 2020 und damit zur nalionalen Umsetzung dieser
Zielsetzungen hat der Bundesrat im Herbst 2016 in einer Vernehmlassung zur Diskussion ge-
stellt. Darin schlägt er zusätzl¡ch zum Gesamtziel ein Reduktionsziel für die inlåndischen Emis-
sionen von mindestens minus 30 Prozent gegenüber 1990 vor. Die restlichen Reduktionen zur
Erreichung des Gesamtziels von minus 50 Prozent dürfen im Ausland erbracht werden. Ferner
schlägt er Durchschnittsziele für die Periode von 2o21 bís 2030 von minus 25 prozent (inlåindi-
sche Emissionen) und minus 35 Prozent (insgesamt) vor. Damit soll eine kontinuierliche Ab-
senkung der Emissionen bis 2030 erreicht werden. Zudem stellen diese Durchschnittsziele si-
cher, dass allfällige Minderleistungen aus der Periode bis 2020 kompensiert werden mussen.
Falls das 2O-Prozenl Ziel 2020 nicht erreicht wird, müssen díe inländischen Emissionen bis
2030 um mehr als 30 Prozent gesenkt werden, damit das Durchschnittsziel erreicht werden
kann.

e Abrufbar unter: lìttos;//vvww.newsd.admin crunewsd/tnessâqe/atachmetìts/36b14.pdf
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Der Bundesrat hat die Zielsetzungen der Schweiz aut die wissenschaftlichen Empfehlungen
des lntergovernmental Panel on Climate Change (lPcc) sowie auf das inländische Reduktions-
potenzial abgestellt. Vergleichende Analysen zeigen, dass die Zielsetzungen der Schweiz im
internationalen vergleich als ambitioniert zu beurteilen sind.lo Ein Engagement der Schweiz ím
Ausland ist angesichts der stark angestiegenen sogenannten grauen THG-Emissionen, die
über den Netto-lmport von Gtitern und Dienstleistungen ausserhalb der Schweiz verursachl
werden' angebracht und sinnvoll. Weil sich die Treibhausgase nach kuzer Zeit gleichmässig
in der Atmosphåre verteilen, ist es aus Klimasicht grundsätzlich sekundär, wo die Emissionen
reduziert werden. Dazu ist jedoch anzumerken, dass davon ausgegangen werden kann, dass
insbesondere Entwicklungsländer die günstigen Reduktionspotenziale innerhalb ihrer Grenzen
mittel- bis längerfrist¡g verstärkt für sich selbst beanspruchen wollen, da das übereinkommen
von Paris auch sie in die Pflicht nimmt. Die Kosten für Reduktionsmassnahmen im Ausland
därften somit über die zeil zunehmen, was Massnahmen im lnland attraktiver macht. Die ln-
landvorgabe gemäss Vorschlag des Bundesrats ist denn auch als Minimalziel formuliert und
lässt auch ein höheres Engagement im lnland zu.

Der langfristige Pfad ist mit dem indikativen Ziel von minus 70-8s prozent bis 2050 vorgezeich-
net' Diese Zielsetzung ist zwar nicht Teil der revidierten Coz-Gesetzgebung, die nur vorgaben
bis 2030 enthält, aber eine bereits seit Jahren bekannte und wissenschafflich breit abgestützte
Voraussetzung, damit die Zíele des Abkommens von Paris eingehalten werden k6nnen. Bun-
desrat und Parlament haben von diesen Tatsachen Kenntnis genommen. Der Bundesrat hat
sich mit der Unterzeichnung des Übereinkommens von Paris zu dessen Zielen und damit zu
entsprechenden Emissionsreduktionen auch über 2030 hinaus bekannt und in diesem sinne
seine Bereitschaft geäussert, die notwendigen Anstrengungen zu unternehmen. Die Ratifíka-
tion des Übereinkommens muss noch durch das Parlament genehmigt werden. Eine Ratifika-
tíon wäre demnach ein Bekenntnis auch seitens des Parlaments, die vorgaben des überein-
kommens einzuhalten und damit die Emissionen auch über 2030 hinaus weiter abzusenken.
Über die nationale Umsetzung des Übereinkommens von Paris wird das parlament voraus-
sichtlich ab 2018 bei der Beratung über das revidierte coz-Gesetz befinden.

Der fünfte sachstandsbericht des IPCC hat aufgezeigt, dass zwischen der Entwicklung der
Emissionen und dem Temperaturanstieg ein direkter Zusammenhang besteht. 11 Die Ziele des
Übereinkommens von Paris lassen sich damit in ein Emissionsbudget umlegen, das insgesamt
maximal ausgeschöpft werden darf, damit die Ziele eingehalten werden, Das bedeutet, dass
bezüglich des Zeitpunkts der Reduktionen eine gewisse Flexibilität besteht. Zwei Drittel des
globalen Budgets, das mit eíner Wahrscheinlichkeit von 66 prozent zu einem Temperaturan-
stieg von weniger als 2'c führt, sind jedoch bereits verbraucht. Damit ist verdeuflicht, dass die
Emissionen kÜnftig mit höherem Tempo abgesenkt werden mLissen. Der Bundesrat hat dies
mit seinem vorschlag in der Vernehmlassungsvorlage berücksichtigt. Die Aufteilung in einen
ln- und Auslandanteil schafft dabei keine Widersprüche; im Gegenteil: Die Schweiz trägt mit
dem vorgesehenen Engagement im Ausland dazu bei, emissionsarme Technologien in Ent-
wicklungsländern zu etablieren und deren Verbreitung zu fördern. Gleichzeitig ermöglichen

10 Econability (20 contributions (INDC's) under the paris Agreement on Li-mate Chanoe:

" Äïrïili:. d assessments of underlying efforts,
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Masenahmen lm Audand ein lnsgesamt höheres Reduktionszlel der Schweiz. Andere ale bei-
epielswelse dle EU kann die Schwelz lhre Reduktionsanstrengungen nlcht auf einen grossen
und ln Bezug auf dlE Ve¡mínderungspotenziale relatlv heterogenen Binnenmarkt veileilen, Mlt
dem Elnbezug von Auslandmaesnahmen ln dle Zlelsetzung kann eomlt dle Amblflon lnagesamt
erhÖht werden, und dle Potenziale im ln- uñd Aueland lassen alch glelchermassen nutzen, Das
Engagement im Aueland dient also den Anliegen der Gesuchetellenden und trågt gemelnsam
mit den Reduktlonen im lnland dazu bel, daes die Schweiz weiterhin lhren Beitrag zur Errei-
chung der Zlele des überelnkommens von parls leistet.

Die COz-Gesetzgebung stützt slch auf die Artikel T4 und 89 der Bundesverfassung. Obige Aus-
f0hrungen legen dar, dasE sowohl dle aktuell gültige Geeetzgebung wieauch die furdie periode
von2021bis 2030 vorgeechlagenen Anpassungen mit diesen verfassungsmässigen Auftrågen
konform slnd. Die gegenwärtigen sowle dle bls 2030 vorgesehenen Anstrengungen sind sub-
etanziell und im internatlonalen Vergleich ambltlonlert. Mit den bereits umgesetzten Maesnah-
men wurde berelta elnlges erreicht. Gleichzeltlg lst dEn involvlerten Behörden bewusat, dass
dle Anstrengungen auclt ObEr 2030 hlnaue weiter verschärft und lntensiviert werden müssen.
Der Weg clazu lst vorgezelchnet, DaE Parlament hat bel den BEratungon zur Ratifikaflon des
Úbereinkommens von Paris sowle der Revision der COz-GeseEgebung nun darqber zu befln-
den, inwlefern ee die Vorachlägc des Bundesrats, die eln klares Bekenntnls für einen ange-
mo8sen Beitrag zu den lnternationalen Anstrengungen gegon die Klimaenrarmung eind, mlt-
trägt.
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C, Enrägungen

1, Formellee

1.1 Verffigung über Reatakte nach Artikel 25a VwVW
Nach Artikel2Sa Absatz 1 VwVG kann, wer ein schutzwtirdiges lnteresse hat, von der Behörde,
die für Handlungen zuständig ist, welche sich auf Öffentriches Recht des Bundes stützen undRechte oder Pflíchten belihren, verlangen, dass sie widerrechtriche Handlungen unterlåsst, ein-stellt oder widerrufl (Bst' a.), die Folgen widerrechtlicher Handtungen beseitigt (Bst. b.) oder diewiderrechtlichkeit von Handlungen feststellt (Bst. c). Die Behörde entscheidet durch Verfügung(Art. pía Abs. 2 VwVG).

Mit Artikel 25a VwvG soll der Rechtsschutzgarantie gemäss Artikel 29a BV Rechnung getragen
und eine Enareiterung der bisherigen RechtsschuÞmöglichkeiten angestrebt werden (vgl. lsabelle
Häner' in: Bernhard waldmann/Philippe weissenberger [Hrsg.], praxiskommentar zum Bundes-gesetz {.iber das venarartungsverfahren, zürich 200g, Atl. 25a Rz. 2'f .).

um auf ein Gesuch nach einer Verfügung über Realakte gemåss Añikel 25a VwVG eintreten zukÖnnen' müssen verschiedene vorausseÞungen erftillt sein. Neben der vorlíegend nicht zweifel-behafteten Partei- und Prozessfåhigkeit der Gesuchstellenden sind dies die folgenden:
1, Es inuss um einen ,'Realakt,, gehen.

2' Das Begehren gemäss A¡tikel 25a Absatz 1 VwVG muss eine Handlung betreffen, die sichauf ,'öffenfliches 
Recht des Bundes,, sttiÞl. \

3' Handelnde Behörde muss eine "Bundesvenrualtungsbehörde,,(Art. 1Abs. 1 und 2 vwVG) ge_
wesen sein.

4. Der Realakt muss ,'Rechte 
oder pflichten berühren,,,

5. Es muss ein "schutzwürdiges lnteresse,, bestehen.

6. Die Subsídiarität muss gewahrt sein.

Die unter den Ziffern 1' bis 3. genannten Eintretensvoraussetzungen können grundsäÞlich alserfullt betrachtet werden' ob die Gesuchstellenden ein schutzwürdige lnteresse vonrueisen kön-nen und ob die subsidiarität gewahrt ist' kann dahinstehen, weir - wie im Folgenden ausgeführtwird - díe voraussetzungen der Ziffer 4 im Hínblíck auf das Berohrtsein durch den Realakt inRechten oder Pflichten ftir keines der gestellten Rechtsbegehren erfüllt sind.

1,2 Berührtsein in Rechten und pfllchten

Artikel 25a vwvG betrífft jene Fålle, in denen behÖrdliches Verhalten nicht auf die Regelung vonRechten und Pflichten gerichtet ist, aber dennoch Rechte und pflichten berührt. Dies setzt nachherrschender Auffassung einen Eingriff in die persÖnliche Rechtssphäre der betroffenen perso_
nen voraus (BGE 140 ll 315 E' 4'3)' Die Bestímmung ist überdies mit Bezug auf die Rechtsweg-garantíe von Artikel 29 BV zu sehen, deren verwirklichung sie im Bereich der Realakte sicherstel-len soll' Die Rechtsweggarantie gewährt einen Anspruch auf gerichfliche Beurteilung beiRechtstreítigkeiten' Eine Rechtsstreitigkeit liegt gemäss bundesgerichflicher Rechtsprechung vorbei streitigkeiten, die ím Zusammenhang mit einer individuellen, scht¡tzenswerten Rechtsposition
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stehen (BGE 140 ll 315 E. 4.4). Eine individuelle schützenswerte Rechtsposition kann beispiels-
weise vorliegen bei Eingriffen in die Religionsfreiheit durch staatliche Publikationen (BGE 121 I

87 E' 1b S.91), bei Eingriffen in die Eigentumsgarantie durch Aufhebung einer genügenden
Hauszufahrt (BGE 126 I 213 ), bei Einschränkungen der Bewegungsfreiheit durch polízeiliches
Realhandeln (BGE 1301369 E.6 S.376ff.; BGE 1281167 E.4.5 S, lT3ft)) oderdurch Haus-
ordnungen in einem Asylbewerberheim (BGE 133 I 49 E. 3 s, 55 ff,; BGE 129 il 156 E. 2c S. 161
f)

Die Begehren der Gesuchstellenden an die angeschriebenen Bundesvenryaltungsbehörden zie-
len im Wesentlichen darauf ab, dass diese rechtsetzende Erlasse ftlr die Reduktion der COz-
Emissionen erarbeiten sowie Massnahmen zu deren Vorbereitung an die Hand nehmen, Diese
anvisierten Handlungen sind nicht mit einer Velügung (individuell-konkrete Anordnung) oder we-
nigstens mit einer Allgemeinverfügung (generell-konkret) vergleichbar. Die Rechtsbegehren der
Gesuchstellenden bezwecken generell eine Verminderung der COz-Konzentration in der Atmo-
sphäre. Sie haben damit zum Ziel, die COz-Emissionen nicht bloss in der unmittelbaren Umge-
bung der Gesuchstellenden, sondern weltweit zu vermindern.

Es sind deshalb vorliegend keine individuellen Rechtspositionen betroffen. Die Rechtsbegehren
der Gesuchstellenden dienen nicht speziell solchen Positionen, sondern sie zielen auf den Erlass
generell-abstrakter Regelungen und Mitteilungen. lhre Rechtsbegehren können deshalb nicht
Gegenstand einer Verfilgung nach Artikel 25a VwVG sein. Rechtsetzungsverfahren richten sich
nicht nach dem VwVG. Die stimmberechtigten Bürgerinnen und Birrger kÖnnen auf die Rechtset-
zung insbesondere durch dieAusübung ihrer politischen Rechte gemäss dem Bundesgesetz vom
17. Dezember 1976 0ber die politischen Rechte (BPR, SR 161.1) Einfluss nehmen. Die Beteili-
gung der BÜrgerinnen und Bürger an politischen Entscheidprozessen wird zudem durch das ge-
setzlich vorgesehene Vernehmlassungsverfahren, welches explizit die Beteiligung der Kantone,
der politischen Parteien und der interessierten Kreise an der Meinungsbildung und Entscheidfin-
dung des Bundes zum Zwecke hat, ermciglicht (Art. 2 des Bundesgesetzesvom 1g. März 2005
iiber das Vernehmlassungsverfahren [Vernehmlassungsgesetz, VIG; SR 172.06j]).

Das Kriterium des ,,Berührtseins in Rechten oder Pflichten" nach Ari. 25a VwVG ist somit vorlie-
gend nicht erfüllt,

2.1 Recht auf wirksame Beschwerde nach Artikel lg EMRK

Gemäss Artikel 13 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK; SR 0.101) hat jede
Person, die in ihren in dieser Konvention anerkannten Rechten oder Freiheiten verletzt worden
ist, das Recht, bei einer innerstaatlichen lnstanz eine wirksame Beschwerde zu erheben, auch
wenn die Verletzung von Personen begangen worden ist, die in amtlicher Eigenschaft gehandelt
haben. Diese Bestimmung will sicherstellen, dass die Rechte und pflichten gemäss EMRK bereits
im nationalen Rahmen geschüÞt werden (vgl. Yvo Hn¡lcnRr¡¡eR, Das Recht auf eine wirksame
Beschwerde gemäss Artikel 't3 EMRK und seine Durchsetzung in der Schweiz, AJp 19g4 S. 3ff.)
Artikel 13 EMRK kann allerdings nichl selbständig, sondern nur im Zusammenhang mit einer
vertretbaren Beheuptung einer Konventionsverletzung angerufen werden (BGE 130l369 E. 2.1,
BVGE 2OO9t1E 8.1),
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Das lndlvldualbesohwerde¡echle gemäss EMRK ist zud6m von der Erfullung verschieden er zu-
lässigkeltevoraussetzungen abhängrg. rn persönricher Hinsicht muss eine pgrson, die sich auf
das BEechwerderecht berufen möchte, in vertretbarer Weise behaupten, Opfer elner EMRK Ver-
leÞung zu eein. Der Begriff ,,opfe/'ist dabei autonom auszulegen, Er iat somlt unabhänglg von
natlonalen'Bestlmmungen zum Rechtsschutzlntereese oder zur prozeasfåhlgkelt. Er bedarf kei-
nes schadens. Ein Handeln, welches nur vorObergehenda Auawlrkungen hat, kann genügen.
(Leitfaden zu den Zuläasígkeltwoiaussetzungen des Europäischen Gerichtshofs für Mensohen-
rechte, Dezember20lO, S. 12ff.).

Die Voraussetsung der opferelgenschaft iet dann erfüllt, wenn eine hinrelchend direkte Verbin-
dung zvvischen dem Beschwardeführer und dem eingetretenen oder drohenden Nachteitbesteht,
welcher die behauptete Verletzung herbeigefflhrt hat. Peraorien die eln ttffentÍches lnteregse ver-
folgen, werden durch dieses Kriterium ausgeschloseen. Elne popularbeschwerde, also die Be-
schwerde, diE im Namen elner unbEstimmten Vlelzahlvon Drlttpersonen gegen ein Gesetz als
solches oder eine Reglêrungspolltlk erhoben wird, lst grundsåtzlich nlcht mÖgllch (Meven-Lnoe-
wlc / Nertesxelm / vot'¡ R¡un¿en [Hrsg.], EMRK Europäische Menschenrechtskonvention, Hand-
kommentar, 4. Aufl,, Baeel 2017, An. 34 N. 2g; BVGE 2OOgl1 E g.2).

we bereits oben ausgef0hrt wo¡den ist, fordem die Gesuchstellenden von den angeschrlebenen
BundesverwaltungsbehÖrden im wesentlichen den Erlass von rechtseEenden Bestimmungen
zur Reduktion der coz'Emiseionen bzw, diesbEztlgllche vorarbelten, Ee eoll dâmit die Zunahme
der coz'Emissiosnen verhindert werden. Dles kann nlcht bloss lokal erfolgen. Die Rechtsbegeh-
ren zielen daher auf den schuts der Allgemelnheit. Artlkel ia EMRK gewährt aber nur díe über-
prüfung elnee konkreten staatllchen Verhaltene in Bezug auf elne indivlduelle person. lm vo¡lie-
genden Fall verfolgen die Gesuchetellenden öffentllche lnteressen, welche kelne opfereigen-
schaft begrOnden können.
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D. Entscheld

Aufgrund dieser Erwågungen wird

verfllgt:

Auf das Gesuch wlrd nicht eingetreten,

Es werden keine Kosten und Entschädigungen gesprochen,

1.

2.

Der Entscheid wird eingecchrleben eröffnet:
- den Gesuchstellenden

Zur Kenntnle an:
- Bundesamt für Umwelt BAFU
- Bundesamt für Energle BFE
- Bundesamt fOr Justiz BJ

- Bundeskanzlei BK

Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr,

Stv. Generalsekretärin

Rechtsmittelbeleh rung

Gegen diese Verfügung kann belm Bundesverwaltungsgericht, Postfach, go23 St. Gallen, Beschwerde erhoben
wqrden. Die Beschwerde ist innerhalb von 30 Tagen nach Eröffnung der Verfügung einzureichen; die Frlst b+
glnnt am Tag nach der Eröffnung der Verf0gung zu laufen. Dle Beschwerdeschrlft lst im Doppel elnzureichen.
sie hat die Begehren, deren Begründung mlt Angåbe der Beweiemlttel und dle Unterschrlft der Beschweritefüh-
rerin bzw. des Beschwerdeführers oder selner Vertreterin bzw. selnes Vertreters zu enthalten. Dle angefochtene
Verf0gung und dle als Bewelsmlttel angorufenen Urkunden sind der Beschwerde beizulegen, sol¿veit der Be
schwerdeführer bzw, dle Beschwerdef0hre¡ln sie in Hånden hålt.
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